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(Vortrag gehalten anläßlidl. der Verkehrswissensd!.aftlidten Tagung der West­
fälischen VerwaItungsakademie und des Instituts für Verkehrswissensdtaft an 
der Westfälisdlen Landesuniversitä t Münster am 12. 10. 1949 in Münster.) 
Wir leben in einer schnellebigen Zeit. Wie mit der Währungsumstellung sidl 
über Nadlt das tägliche Bild des Wirtschaftslebens von Grund auf wandelte, 
so änderte sic:h auch die Lage im Verkehrssektor völlig. Hier allerdings leider 
mit umgekehrten Vorzeidlen. Vor der Währungsreform lauteten die Schlag­
zeilen in der Presse und in der allgemeinen Diskussion; Der Verkehr ist der 
Engpaß Nr. I . Alle Bestrebungen zur Ankurbelung der W irtschaft nützen nichts, 
wenn es nicht vorab gelingt, den Verkehr in Ordnung zu bringen. Das Fö rder­
problem bei der Kohle ist e in Beförderungsproblem. So und ähnlich wurden die 
SdJ.lagworte geprägt, um aie Verkehrskrise zu veranschaulichen. Und jetzt, ein 
J ahr später, ist aus der Verkehrskrise eine Krise des Verkehrs geworden. 
Jetzt lau ten die Themen: Bundesbahn in Not - Unterb.eschäftigung im Kraft­
wagensektor - Gefährdung der Existenz der Binnenschiffah rt. So Gegensätz­
liches in heiden Charakteristiken zum Ausdruck kommt, letztlich ist beiden 
Problemkreisen eines gemein: Sie zeigen, daß im Verkehrssektor die Grund­
lagen ins Wanken geraten sind und die verkehrspolitische Situation durch ein 
Durcheinander gekennzeichnet ist, das der deutschen Verkehrsgeschichte in 
diesem Ausmaß bisher erspart geblieben ist. Die verkehrspolHischen Probleme, 
die in den Jahren der wirtsdlaftlichen Scheinblüte und in den Kriegsjahren 
verdedt.t oder überlagert wurden, treten nun offen zutage und drängen zur 
Entscheidung, und das zu einem Zeitpunkt, wo es zugleich eine Antwort zu 
geben gilt auf di~ zahllosen, ungelösten Fragen, die das traurige Erbe dieses 
Krieges auch im Verkehrswesen hinterließ. 
Es liegt nur allzu nahe, zu folgern, daß die Krankheitssymptome de r Verkehrs­
wirtschaft im Grunde auf den Mangel an Verkehrsmengen zurüdt.zuführen 
sind, und mit der Steigerung dieser Mengen sich die Probleme wieser von 
selbst lösen oder dodl so an Gewidlt verlieren, daß man sidl ihrer angesichts 
anderer größerer wirtsdlaftlicher Nöte nicht besonders anzunehmen braucht. 
Es ist zweifellos richtig, daß mit einer Steigerung der Verkehrsmengen infolge 
einer allgemeinen Wirtschaftsbelebung sidl die Lage im Verkehrssektor bessern 
würde. Falsch wäre aber die Folgerung, daß die Krise des Verkehrs ein 
reines Mengenproblem ist. Die Nöte liegen tiefer. LetztlidJ. geht es hier um 
die Frage, durch geeignete organische und tarifliche Maßnahmen die Zusam­
menarbeit der drei Verkehrsträger im volkswirtsdlaftlichen Sinne richtig zu 
lösen. 
Die Auf teilung der Verkehrsdedt.e unter den drei Hauptverkehrsträgern ist 
von Grund auf neu zu regeln und die aus den Fugen geratenen Wettbewerbs­
verhältnisse der Verkehrsträger zueinander sinnvoll zu ordnen. 
Wäh rend hinsichtlich der Zusammenarbeit der Verkehrsträger die Eisenbahn 
in erster Linie nur das Kraflwagenproblem zu kennen scheint und bei allen 
ihren Uberlegungen sich die Frage vorlegt, wie sich die zu treffenden Maßnahmen 
au! den Kraftwagen und auf sein Verhältnis zur Bahn auswirken. stellt da-
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gegen die Bahn im Verhältnis zur Sdliffahrt nur fest, daß es ein Problem bleibt, 
wie die Wasserstraßen ihren Anteil am Verkehrsvolumen ohne Sdtädigung 
der Bahninteressen behalten soll. I) 
Es darf nicht wundernehmen, wenn bei der Sdliffah rt in Anbetradlt dieser 
Behandlung der Eindruck aufkommt, daß man sidl. der Tragweite der für den 
zweiten Hauptverkehrsträger anstehenden Existenzfragen nicht ;allenthalben 
bewußt ist. Besinnen wir uns zunächst au f das Grundsätzliche, auf die Bedeu­
tung der Sdliffahrt für die deutsche Volkswirtschaft. 

L 

Vielfach wird die Bedeutung der Binnenschiffahrt für unser Wirtschaftsleben 
unterschätzt. Man sieht die große Ausdehnung des Eisenbahnnetzes, sowje 
die noch um ein Vielfadles größere des Straßennetzes und setzt diese in 
Beziehung zu dem relativ kleinen Netz der schiffbaren Flüsse und Kanäle, über­
sieht dann aber nur zu leicht, daß der kilometrische Güterverkehr und die 
durchschnittliche Beförderungslänge auf den Wasserstraßen größer sind als bei 
den anderen Verkehrsträgern. . 
Der Wasserweg ist die älteste Verkehrsstraße. Die Natur hat uns im Fluß den 
billigsten Verfrachtungsgehilfen gegeben. Die große Mengen ve rbrauchende 
oder erzeugende Industrie hat sich daher mit besonderer Vorliebe an Wasser­
straßen angesiedelt, wie überhaupt die Ströme ihre wirtsdiaftsfördernde und 
vor all en Dingen industriegrundende Kraft an vielen Beispielen bewiesen 
haben. Wo die Natur dem Verkehr geeignete Wasserstraßen versagte, drä ngte 
die Industrie nach dem Ausbau der Ströme und nadl dem Bau von Kanälen. 
Die Wasserstraßenbaupolitik war dabei von dem Willen beseelt, der deutsdlen 
W irlsdlaft, ihrer Entwiddung und Stärkung im Innern, w ie fü r den Außen­
handel tatkräflig und weitbli&.end zu dienen. 
Es darf nie vergessen werden, daß durm die Nutzung der Wasserstraßen ganz 
bedeutende Fradttermäßigungen gegenüber dem direkten Bahntransport erzielt 
wurden. Dieser Gewinn, den die WirtsdJ.aft erzielt, bildet in seiner Gesamt­
heit den volkswirtsdlaftlidJ.en Nutzen der Wasserstraße. 
Deutsdlland hat gegenüber anderen, gleichfalls auf einen s tarken Export ange­
wiesenen Industrieländem den verkehrsgeorgaphisdlen Nachteil, daß seine 
Produktionsstätten überwiegend viele 100 km· landeinwärts fern der Küste 
liegen. 
Zum AusgleidJ. dieser Ungunst kommt der deutsdlen Wirtsdlaft das Wasser­
straßennetz zu HiUe, dessen Hauptlinien die großen Ströme Rhein, Ems, 
Weser, Eibe oder Oder bilden, die den deutschen Wirtschaftsraum in ungefähr 
gleidl bre ite Streifen teilen. So drängt sich von selbst die zwingende Notwen­
digkeit auf, dieses System der natürlichen Ströme durdJ. den Bau von Kanälen 
zu einem einheitlichen Wasserstraßennetz auszuge~taHe.n. Der Ausbau des 
westdeutsdlen Kanalnetzes mit dem Mittellandkanal diente dieser Aufgabe. 
Die Vollendung dieses Netzes durch die Hers tellung von Verbindungswegen 
zwisdlen den norddeutsdlen Strömen mit ihren großen und industriell s tark 
bes iedelten Einflußgebieten und den süddeutschen Strömen und damit die 
Erschließung des süddeutsdJ.en WirtsdJ.aftsraumes, vor allem aber des im toten 
Winkel des Verkehrs liegenden bayrischen Wirtschaftsgebietes durch wasser­
seitigen AnsdJ.luß an das niederrheinische Indutriegebiet steht noch aus. 
Wenn man die volkswirtschaftliche Bedeutung de"!" Wasserstroaßen der Größen·· 
ordnung nach verdeutlichen will, weist man in der Regel auf ihren Anteil am 
Gesamtgüterverkehr von Sdliene und Wasserstraße hin. Dieser Anteil belief 

I) Vgl. Generaldi rektor Busch: Gegenwartsprobleme der deutschen Reichfbahn. Verkehrs­
wluenschaltllcbe Forscbungen IIUS dem Institut für Verlr.ebrswluentchllft IIn der WcstfilischcJ!l 
LaDdNunlvenltit MOnster. Ricbard-Pfillum-Verlag, München, 1949. Heft 2. Seite 19. 
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sieb bis zum Ausbruch des letzten Krieges auf durchschnitllich 20% gemessen 
an der beförderten Gütertonne und auf durchschnittlicb 25% gemessen an der 
tonnenkilometrisdlen Leistung. Das ungefähre Gleichbleiben dieses Anteils in 
den letzten J ahrzehnten bei der Schwankung im Wirtschaftsablauf wird dabei 
als ein untrüglicher Beweis für die unbedingte Leistungsfähigkeit der Wasser­
straße angesehen. Das ist sicher richtig. Bei genauer Betrachtung finden wir 
jedoch, daß der Anteil des Wasserstraßenverkehrs, bezogen auf die Maß­
größe, die allein etwas über die Leistung aussagt, dem Tonnenkilometer, leider 
rüddäufig ist. Den Anteil, den die Wasserstraße im Jahre 1913 hatte. als von 
ihr von den 80 Milliarden Gütertonnenkilometern 22 Milliarden = 27,5% be­
fördert wurden, hat sie nicht wieder erreicht und das, obwohl in den letzten 
Jahrzehnten bei ungefähr gleichbleibendem Bahnnetz das Wasserstraßennetz 
stark auf- und ausgebaut wurde. Relativ hat sich ih r Anteil mithin verschiech· 
tert, mitverursacht, bzw. in erster Linie bed ingt durdl die seit Ende des ersten 
Weltkrieges infolge der tarifarisdJ.en Maßnahmen der Reichsbahn verursachten 
systematischen Verschlechterung ihres Wettbewerbsverhültnisses zum Schienen­
weg. 
Abgesehen hiervon will mir scheinen, gibt diese globale Anteilziffer 
nur eine sehr grobe Vorstellung von der wirklichen BedeulUng der 
Schiffahrt. Die Wasserstraßen sind bekanntlidl in Deutsdlland ganz ungleidl­
mäßig verteilt. Betrachten wir das Ruhrgebiet, das allein mit 50% am gesamten 
deutsdlen Verkehr beteiligt ist, so ist hier natü rlich der Anteil der Wasser­
st raßen an diesem wichtigsten VerkehrsaUfkommen unvergleichlidl viel gröBer. 
ja fast doppelt so groß als die vorher genannte Anteilziffer. Nehmen wir 
allein die beiden mengenmäßig wichtigsten Güter Kohle und Erz, die für das 
Ruhrgebiet dlarakteristisch sind, so können wir feststellen, daß sich in normalen 
Zeiten vor dem letzten Krieg zwisdlen Sdliene und Wasserweg beim Ruhr­
kohlen versand ein Verhältnis von 60:40 herausgebildet hatte. Das zweitwidl­
tigste Massengut des Reviers, das Erz, wurde in normalen Zeiten mH 70% 
seiner Gesamtmenge auf dem Wasserweg transportiert. Erz und Kohle sind 
dabei in der Hin- und Rückfracht sich ausgezeichnet ergänzende Wasser­
güter, ganz besonders beim Seehafenverkehr, aber auch im Austausch mit den 
deutsdJ.en Erzlagerstätten, denn Brennstoff wird ~udl in diesen Gebieten, wie 
überaIl, in großen Mengen gebraucht.!) 
Diese Größenverhältnisse beweisen, daß in einer geordneten und gesunden 
Verkehrswissenschalt die Kohle und das Erz und ebenso die ausgespromenen 
Massengüter des Ernährungssektors die seeverbindende Binnenschiffahrt nidlt 
entbehren können. 
Unter normalen Verhältnissen entfallen von dem gesamten Eisenbahnverkehr 
nur 5-6% auf die Verkehrsbeziehuny nach .und von den Seehäfen. Am Ver­
kehr.-auf den Binnenwasserstraßen sind aber die Verkehrsbeziehungen mit den 
Seehäfen mit 2/3 ... 66% beteiligt. Die evidente Bedeutung der Binnensdliffah rt, 
gerade für unsere Außenwirtschaft, wird hier ganz augenfällig, besonders im 
Hinblick auf unsere gegenwärtige Wirtschaftssitualion, in der es gilt, größte 
~engen zu exportieren, um dem auf engstem Raum zusammengepferchten Volk 
eme Lebensbasis zu geben. Für die Hebung des so wichtigen Außenhandels 
sind die Wass'ers traßen und eine leistungfähige BinnensdJ.iffahrt unentbehrlidi, 

.da der Binnenschiffsverkehr zusammen mit dem Seeumsdllag Iß den Häfen die 
deutsche Außenwirtschaft am besten befruditen kann. Die Ein- und Ausruhr 
hat sich immer nur in den Seehäfen zu größerer Bedeutung entwickeln können, 
die an der Mündung einer leistungsfähigen Wasserstraße liegen. Die Binnen. 

!) Vql. Rlldlger Schmldt: Der Dortmund·Ems-Kanal und der Rubrbergbllu In Denk.chrift : 
50 Jahre Dorlmund·Ems-Ke.nal, bgg. von WasseJstraßendireklion Miins ter, Arbelt!lgemelnschalt 
Oorlmund-EID6·Kllnlll und Verein Jour WlihrUDIJ der Schlffabrts lntereuen des westdeutschen Kanal­
.. ebietes am 11 . 8. 1949. 
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schiffahrt bietet fü r den Ein- und Ausfuhrverkehr die billigste Beförderungs­
möglichkeit und zugleidl die billigsten Umschlagskosten, da bekanntlich der 
unmittelbare Austausch zwischen Binnensdtiff und Seeschiff das Mindestmaß 
dessen darstellt, was an Umschlagskosten entstehen kann. Der Stromumschlag 
ist der große Magnet, der die Seeschiffah rt anzieht. In R-otterdam entfielen 
daher bereits im Jahre 1913 90%' des gesamten Verkebrs mit dem Binnenland 
auf die RheinschiHahrt und nur 10% auf die Eisenbahn. Ähnlich war die Ver­
teilung in normalen Jahren im Hafen Emden, der als vorgeschobener Werks­
hafen des östlichen Ruhrgebietes eine fast gleiche Verkehrsstruktur wie der 
Rotterdamer Hafen aufweist und dem zuammen mit dem Dorlmund-Ems-Kanal 
von Anbeginn an die Aufgabe zufiel, die Voraussetzungen für die Entwicklung 
des östlichen Industriegebietes zu schaffen und dieser aufstrebenden westfäli­
schen Industrie und Wirtschaft den Anschluß an den Welt verkehr zu bringen. 
Aber auch im Hafen Hamburg war die Binnensdliffahrt im Jahre 1913 mit 60% 
am Güterverkehr beteiligt, die Bahn dagegen mit 40% , während bei Bremen die 
geringere Leistungsfähigkeit der Weser als Binnenschiffahrtsweg darin zum 
Ausdruck kam, daß im Jahre 1913 nur 20% des Güterverkehrs der Binnenschiff­
fahrt und 80% der Eisenbahn zufielen. 
Wenn daher die Wasserstraßenbaupolitik der letzten Jahrzehnte eine erweiterte 
Seehafenpolitik war mit dem leitenden Gedanken, den Schiffsverkehr mit den 
Seehäfen z. B. durch · die Niedrigwasserregulierung der EIbe, die Kanalisierung 
der Weser und den Ausbau des Dortmund-Ems-Kanals zu verbessern und zu er­
weitern, um den deutschen Seehäfen das Hinterland zu sichern, auf das sie einen 
natürlichen Anspruch haben und hiermit der Ein- und Ausfuhr sozusagen das 
natürliche Gefälle zu den deutschen Seehäfen zu geben, so gesdlah dies in W ür­
digung der überlegenen Bedeutung der Binnensdliffahrt in diesem Verkehr. 
Wenn darüber hinaus das einzige Aktivum, das die Entwicklung des Binnen­
schiffsverkehrs in den Nachkriegsjahren aufzuzeigen hat, die Zunahme des An­

\ teils der Binnenschiffahrt im Verkehr mit den Bremer Häfen ist - der Anteil 
der Wasserverladungen bei dem seewärts einkommenden Verkehr stieg auf rd. 
50% - so entspridlt dies einer ganz natürlichen Entwicklung. 
Soweit die Binnenschiffahrt nicht im Dienste des Seehafenverkehrs und damit 
der Förderung der deutschen Außenwirtsdlaft steht, hat sie im Rahmen ihrer 
allgemeinen volkswirtschaftlichen Aufgaben der Verbesserung der Standortbe­
dingungen und der Dezentralisation der deutschen W irtschaft die Sonderaufgabe 
der Beförderung von Roh- und Kraftstoffen in bestimmten Richtungen auf große 
Entfernungen, eine Aufgabe, die gerade in Deutschland mit seiner ungünstigen 
Verteilung seiner natürlichen Roh- und Kraftstoffläger und mit weiten Entrernun- ... 
gen zwischen den Gewinnungs-, Verarbeitungs- und Gebrauchsstätten von imma­
nenter Bedeutung ist. 3) 
Bei dem naturgemäß weitmasdligen Wasserstraßennetz, innerhalb dessen das 
engmasdlige Bahnnetz liegt, das seinerseits wieder ergänzt wird durch die Kraft­
verkehrsstraßen, die nodl mehr der Flächenersdlließung dienen, haben die 
Wasserstraßen im Gegensatz z.u der Flächenwirkung der Landverkehrsmittel 
mehr eine Linienwirkung, die dar in besteht, daß sie die Roh- und Kraftstoffe 
von den Gewinnungsstätten nach rohstoffarmen Gebieten befördern und damit 
die Ungunst der Roh- und KraftstoUverleilung der Länder ausgleichen. Solchen 
Richtungsverkehr haben wir z. B. in der Kohlenversorgung des süddeutschen 
Marktes über den Mittellandkanal, wie umgekehrt bei der Versorgung der auf 
der K-ohlenbasis aufgebauten Eisenindustrie mit den von ihr benötigten aus­
ländisrnen und inländischen Erzen. 
An der Entwidclung Deutschlands ' zum Industriestaat, die ohne bedeutende 
Frachtverbilligung nicht möglich gewesen wäre, haben die Wasserstraßen, wie 

~) Vql. hierzu Willy Liebel: Die WO&5erstr.aßen und ihre Bedcutun\l für die Volkswirtrkhll.ft in 
Großdeutacher Verkehr, 36. JlI.hrqang der Verkehntechnisehen Woche, 1942, Seile 164 H. 
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die Entwicklung der an ihren Ufern gelegenen Städte. zeigt, einen hervorrage ',l­
den Anteil. Die Wasserst raßen sdlufen nicht nur d ie Grundlage, auf der die 
Entwicklung des Eisenbahn-Zeitalters aufbauen konnte, sondern sie wurden 
selbst zu einem vollwertigen Partner der Eisenbahn und zu einem unentbehr­
Jimen Glied des deutschen Verkehrssystems emporgehoben. Das gilt nicht nur 
für die natürlichen Wasserstraßen, sondern auch für die künstlichen. Nam ein­
gehender Ermittlung ist festgestellt worden, daß die Zahl der Erwerbstätigen auf 
1 qkm in den an Wasserstraßen gelegenen Kreisen durchsrnniUlidl doppelt so 
groß ist als in den übrigen Kreisen und die Zunahme an Erwerbstätigen in den 
am -Wasser gelegenen Kreisen reidllich dreimal so groß ist w ie in den übrigen. 
Wie eng die industrielle Entwicklung und die Bevölkerungszunahme mit dem 
Aufbau und Ausbau der Wasserstraßen zusammenhängt, könnte an der Entwick­
lung zahlreicher Großstädte, die im übrigen in Deutschland bis auf ganz wenige 
Ausnahmen alle an der Wasserstraße gelegen sind, im einzelnen namgewiesen 
werden. Diese Erscheinungen verdeutlidien die mächtige Anziehungsk raft der 
Wasserstraßen, die gewaltige Ströme von Gütern in Bewegung selzen, welche 
vor Inbetriebnahme der Wasserwege ungenützt geblieben w<l:ren 4). 

Darüber hinaus bieten die Wasserstraßen die notwendige Entlastung der Eisen­
bahn. Im Ruhrgebiet ist es eine alte Erfahrungstatsache, daß die Eisenbahn 
allein gar nirnt, schon wegen der beengten Verhältnisse in diesem Wirtschafts­
raum, in der Lage wäre, den Verkehrsbedürfnissen dieser großen industriellen 
Werkstätte Deutsdllands zu genügen. Das Revier braucht lebensnotwendig die 
Ergänzung durch gute Wasserwege mit einer leistungsfähigen Schiffahrt. In den 
ersten Kriegsjahren, als das Streckennetz der Bahn nod!. voll intakt war, aber 
bestimmte Binnenschiffahrtswege durch den Ausfall von Seehäfen für den Ver­
kehr ausgeschaltet wurden und die Bahn versuchte, diesen Verkehr zu über­
nehmen, wurde diese t:lotwendigkeit augenscheinlich. Die Verkehrs lenkungs­
stellen und die betroffenen Werke werden nur ungern an die großen Sorgen 
zurückdenken, die ihnen die Verstopfung der Versd!.iebebahnhöfe bzw. der 
Bahnanlagen der Empfangswerke bereitete, die nur durch immer wieder erneute 
Verhängung von Zulaufsperren gelöst werden konnten und den unellDüdlichen 
Ruf nadl Entlastung der Bahn durch die Binnenschiffahrt nirnt verstummen ließ. 
Der andererseits gegen den Wasserstraßenverkehr auch in der jüngsten Zeit 
wieder vorgebrachte Einwand des Versagens in der Frostzeit, d. h . der angeb­
lidIe Zwang der Bahn, sich in ihrer Kapazität auf die wenn auch nur zeitweise 
ausfallende Binnenschiffahrt miteinzustellen und hierfür enlsprech.ende Reserven 
vorzuhalten, die sie kostenmäßig belasteten, sind längst widerlegt oder auf ihr 
richtiges Maß zurückgeführt worden. Nach der Normalisierung der Verhältnisse 
lebt man bei dem Rohstoffverbraudl nicht mehr von der Hand in den Mund, so 
daß die durch. die Witterungseinflüsse bedingten Nad!.teile der Wassertransporte 
bei guter Vorratswirtschaft ohne Sdlwierigkeiten hingenommen werden können. 
Den besten Beweis, daß die Bahn nicht gezwungen ist, die Sdliffsmengen zusätz­
lich zu übernehmen, bietet der Verlauf ihrer saisonellen Verkehrskurven, die 
keineswegs in Zeiten des AusfalJs der Schiffahrt ihre Spitzen a~fwelst, I~ Gegen­
teil einen Rückgang, weil u. a. audl der Bahnverkehr von diesen WItterungs­
unbilden nirnt unbeeinflußt bleibt. 
Mit der Normalisierung der wirtsdlaftlichen Verhältnisse kommt audl wieder 
der Vorteil der Binnenschiffahrt zum Zuge, der gerade in der langsameren Be­
förderung liegt und z. B. das sdM'immende Lagergesdläft ermöglicht. Es kommt 
eben nicht immer im Ve rkehr auf die Sdlnelligkeit an. Gerade bei der Binnen­
schiffahrt können wir feststellen, daß die Gründe für ihre Unentbehrlichkeit in 
den Vorteilen der Wasserverladung für die Verfradlter liegen, die sich nicht in 
der Frarnthöhe direkt äußern, d. h. in den im Wirtscpaftsleben eine große Rolle 

() Willy L1ebel a. R. '0 . S. 162 11. 
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spielenden sogenannten Imponderabilien, die nicht minder widllig sind, oder 
aber in Gründen, die in der technisdten Abwidl:lunq der Wasserstraßentransporle 
liegen. Eine Analyse dieser Faktoren wäre aufsdIiußreich, weil die nähere Be­
trachlunq zeigen würde, daß trotz der Tatsache, daß ein grundJeqE'nder 
Untersdlied in der gütermäßigen Zusammensetzunq des Transportvolumens der 
heiden Hauolverkehrslriiger nicht besteht - die Roh- und Kraftstoffe. die die 
Grundlage für jede industrielle B~tätigunq bilden, haben bei Schiene und Wasser­
weg den bei weilern größten Anteil ~ daß trotz dieser Ähnlichkeit in der Art 
der beförderten Güter die~e Transporte bei heiden Verkehrsmitteln durdlaus 
wesens verschieden sind. So wichtig diese Dinge auch sein mögen, der Haupt­
grund, der vor allem für die frachtempfindlidle Massenaüter versendende oder 
empfanqende Wirtschaft die Schiffahrt unentbehrlich macht, liegt auf der Kosten­
seite und in der Tatsache beqründet, daß die Binnenschiffahrt in Deutschland 
ihrer Natur und Struktur nach hier das billigste Befbrderungsmittel ist. Das 
aeaenwärtiae Fradl.tverhältnis der beiden Hauptverkehrsträqer darf über diese 
Tatsache nicht hinwegtäuschen. Durch die Vorteile, die die Natur darbietet, wird 
der Wasserweg in die Lage versetzt, mit den qeringsten Kosten und dem gün­
stigsten Wirkungsqrad zu arbeiten. Der withtifl'ste Unterschied der Wasser­
straße gegenüber der Schienenbahn liegt in den niedrigeren Betriebskosten der 
Güterbe[örderunq. Diese sind bedingt durch den geringeren Bedarf an toter 
Last. sowie an Zugkraft. Kommt z. B. in der Rheinschiffahrt auf das 15oo-t­
Schiff auf jede Tragfähigkeitstonne eine tote Last von etwa 20% - bei dem 
Standardschiff der Kanäle ist das Verhältnis bei voller Abladung nom qünstiqer 
- so kommt bei der Bahn auf jede Tonne Ladegewicht fast das Dreifadle. Der 
Aufwand an Zugkraft ist wegen des' viel geringeren Reibungswiderstandes der 
Schiffsgefäße im Wasser gegenüber der rollenden Reibung auf den Gleisen 
naturgemäß viel niedriger als bei den Eisenbahnen. Ein Dampfer von 1200 PS 
schleppt auf der Strecke Duisburg-Mannheim den Inhall von fünf Güterzügen. ~ J 

Im stehenden Wasser der Kanäle ist der Wirkungsgrad und die Uberlegenheit 
gegenüber der Bahn noch größer. Ein Schlepper von 250-300 PS genügt hier. 
um die Last von fünf voll ausgelasteten Güterzügen fortzubewegen. 

Zu den geringeren Betriebskosten treten die"'geringeren Bau- und Unterhaltungs­
kosten für die Einheit des Frachtraumes. Es kommt hinzu der viel geringere 
Personalaufwand beim Sdliffsverkeilr und im Wasserstraßen betrieb und sdlließ­
!idl die geringere Kapitalintensität des Fahrweges. Diese großen Vorteile der 
Binnensdliffahrt, die sidl naturgemäß audl in den Frachten ausdrücken müssen, 
beinhalten den großen Nutzen der deutsdlen Binnensdliffahrt für die deutsche 
Volkswirtsdlaft. Diese Vorteile sollten gerade in unserem verarmten Deutsm­
land dazu drängen, die wirtsmaftlim unausgenützten, großen Reserven, die io 
der Binnenschiffahrt und in dem Netz der deutsmen Wasserstraßen vorhanden 
sind, um den für den Wiederaufbau unserer Wirtsmaft erforderlichen Nutz­
effekt zu steigern und auf diese Weise das volkswirtsmaftliche Frachtkonto so 
niedrig wie möglich zu halten. 

In der ersten Zeit nam dem Zusammenbrudl smien es, daß man nam dieser 
Maxime zu handeln willens sei. ' Die zentralen Verkehrslenkungsstellen erhiel­
ten die Weisung, darauf zu achten, daß zunächst die Binnenschiffahrt bis zum 
Rande ihrer Leistungsfähigkeit ausgenützt werde. Obwohl diese Anweisung 
aum heute noch. in Kraft ist, was ist defacto daraus geworden? Genau das 
Gegenteil. 

Lassen Sie -mich. einige nüchterne Feststellungen zur Verkehrslage auf den. 
Wasserstraßen der westdeutschen Bundesrepublik treffen. 

~) Vgl, Willy LIebeI a. a. O. 164 
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11. 

Zunächst gilt es, als Aktivum festzustellen, daß die Fahrwege der Schiffahrt, die 
bei dem Zusammenbruch ein fast hoffnungsloses Bild der Zerstörung boten, nach 
weitgehender Räumung von den Wracks, den gesprengten Brückenteilen und der 
Beseitigung der Kriegsschäden, sich im großen in einem solchen Zustand befin­
den, daß sie den Fahrzeiten der Schiffahrt nicht mehr groß hindernd im Wege 
slehen. 
Mit der Ubergabe der fertiggestellten Kanalüberführung bei Minden im Frühjahr 
1949 wurde nicht nur der schwerste Schaden, der dem deutschen Wasserstraßen­
netz zugefügt worden war, beseitigt, sondern zugleich die Befreiung der Fahr­
wege von den Hindernissen des Krieges und der Nachkriegszeit zu einem ge~ 
wissen Abschluß gebracht. 
Selbstverständlich hat dieser Fortschritt sich entsprechend auf die Fahrzeit der 
Schiffe, dfe in den ersten Nachkriegsjahren ungewöhnlich lang war, ausgewirkt. 
Gerade wegen dieser Wirkungen und der durch sie ermöglichten Leistungssteige­
rung und damit Kostensenkung war die Binnensdliffahrl an dem beschleunigten 
Fortgang dieser Arbeiten so sehr interessiert, weil sie weiß, daß der ein schlech­
ter Unternehmer ist, der nur auf seine gegenwärtigen Kosten und auf ihre 
Deckung s ieht und nicht alle Kräfte mobilisiert, die zur Senkung seiner Kosten 
beitragen können. Will die Binnenschiffahrt wieder das frachtlim billigste Ver­
kehrsmittel werden, so muß sie alte Rationalisierungschancen voll ausnutzen. 
leider steht ihr hier der Zustand ihrer Betriebsmittel im Wege. Das Bild, das 
die Schiffstonnage bietet, ist nom alles andere als erfreulidi. 
In einer Zeit, in der man von der Uberkapazität der Verkehrsmittel oder auch 
von einem zu weiten Verkehrsmantel im Vereinigten Wirtschaftsgebiet spricht, 
ist die Frage der Verkehrstannage von besonderer Bedeutung. So schwer aum 
die Bundesbahn angeschlagen wurde, wurde dom die Verkehrskapazität der 
Binnenschiffahrt durm die Kriegsereignisse in einem ungleim größeren Maße 
zerstört. Die Binnenschiffahrt verfügte im Jahre 1936 im damaligen Reidlsgebiet 
über etwa 6,4 Mill. Fahrzeug-Tonnen. Davon befanden sich im heutigen Ver­
einigten Wirtschaftsgebiet schätzungsweise 4,5 Mill. Tonnen. 8) Die Binnen­
schiffahrtslonnage für das Jahr 1948 umfaßte im Vereinigten Wirtschaftsgebiel 
nach amtlichen Verlautbarungen 3,5 Mill. Tonnen. Damit befinden sich in diesem 
Gebiet nicht mehr als 77% des Raumes von 1936, während demge:genüber die 
Bundesbahn heute praktisch über den gleichen Güterwagenbestand im Vereinig­
ten Wirtsdlaftsgebiet verfügt wie 1936. Noch ungünstiger wird das Bild für die 
Binnenschiffahrt, wenn wir - was im Augenblick interessiert - nicht den Ge­
samtlonnagebestand betrachten, sondern nur die davon betriebsfähige Tonnage. 
Da von den 3,5 MBI. Tonnen Schiffsraum im Vereinigten Wirtschaftsgebiet nam 
der letzten amtlichen Zählung nur 2,6 MiU. Tonnen einsatzfähig sind, macht 
der einsatzfähige Raum im Vergleich zum Vorkriegsjahr nur 55 % aus, während 
auch hier die Bundesbahn besser liegt, da ihr betriebsfäh iger Raum, bezogen 
auf den vergleichbaren Raum im Jahre 1936, 73 % beträgt. 
Diese Zahlen zeigen nicht nur, daß die Binnensmiffahrt an der gegenwärtigen 
Disproportionalität zwischen dem Produktionvolumen und der Verkehrskapa­
zität nicht nur in keiner Weise "Schuld" hat, sondern sie zeigen auch, wie 
berechtigt ihre Forderungen sind. ihr die finaniiellen Miltel:zur Verfügung zu 
~telJen für die Instand!>etzung und Uberholung des reparatwwürdigen Raums, 
die Ersatzbeschaffung und Modernisierung ihrer Flotte. Die Schiffahrt hat gegen­
über der Bahn nom sehr viel aufzuholen. Die Bahn hatte gleich von vornherein 

I) DIe amtliche Statistik ist nIcht in der Lage, diese Uhlen e!ndeut4J :zu trennen. Man dürfte 
jedOch die annähernd richtigen Daten erreichen, wenn man die Anzahl der In den einzelnen 
StromgebIeten des Vereinigten W!rtschafl$gebletes vorhandenen Fahneuge addIert und dabei 
aber berilckflchUgt. daß ein Tell des EIberaumes heule in der russischen Zone statlonlert Ist. 
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ei.nen besseren Start. ihr waren finanzielle Sorgen infolge der Verdoppelung der 
Personentarife bei gleichzeitigem ungeheuren Personenverkehr nicht bekannt. 
Nach Ausrührungen von Herrn Generaldirektor Busch hatte die Reichsbahn in der 
RM-Zeit Geld wie Heu. Die $cbiffahrt leider nicht. Im Gegenteil, sie mußte damals 
in Verhandlungen, die sich bis kurz vor die Währungsreform erstreckten, darum 
kämpfen. daß ihr wenigstens in ihren Frachten die Planausgaben gedeckt wur­
den. Ich komme noch darauf zu sprechen. Die Binnensdliffahrt bekam auch keine 
Dotationen bei der WährungsuIDsteIlung. Die Bahn hatte des weiteren von 
vornherein einen besseren Start dank der ihr in der Ära der Bewi rtschaftung 
in jeder Weise eingeräumten Priorität und ferner dank des Umstandes, daß 
sie seinerzeit, als die Arbeitskraft bei der Leistungsminderung infolge der kata­
strophalen Ernährungslage einen besonderen Engpaß in der gesamten übrigen 
Wirtschaft darstellte, ihren Personalbedarf aus dem Osten auffüllen konnte, ein 
Umstand, den sie heute als eine politische Belastung ihres Personaletats aufge­
faßt wissen möchte. Die Bahn konnte ihre Schadwagenprogramme durchführen 
und darüber hinaus wenigstens damit beginnen. ihren Wagenpark durch Neu­
bauten zu ergänzen. Ausländisme Waggonindustrien lieferten nach Presse­
verlautbarungen bisher über 16000 Wagen bei einem Gesamtwert aller mit 
ausländischen Herstellern gesd1lossenen Kontrakten von 59 MB!. Dollar. Nach 
Ablauf des bizonalen Bauprogramms wird sich de r Bestand der Bundesbahn an 
Güterwagen um weitere 22000 erhöhen. Die Binnensdtiffahrt konnte demgegen­
über leider bisher Neubauten nom nicht in Betrieb nehmen. Das Mißverhältnis 
zwisdlen dem Index des Produktionsvolumens von 80 und des bei 55 liegenden 
Indexes der einsatzfähigen Schiffstonnage weist klar den Rückstand der Binnen­
sdliffahrt bei der Instandsetzung und dem Wiederaufbau ihrer Flolte auf. Sicher­
lidlbt der Neuzugang an Wagen gemessen an dem Aufholbedarf, der sidl aus 
ihrem Zustand und ihrem Alter ergibt, auch nur erst ein Anfang. Aber auch bei 
der Binnenschiffahrt ist zu berüdtsichtigen, daß sie mit der Erneuerung ihres 
Schiffsparkes seit Jahrzehnten im Rückstand ist, wobei erschwerend hinzu­
~ommt, daß ihr durch die Restitutionen usw. gerade de r beste und jüngste Teil 
Ihrer Flotte weggenommen wurde bzw. stritt ig gemacht wird und sich dadurch 
das Durchschnitlsalter noch weiter verschlechtert. Die von der BinnenschiUahrt 
in der RM-Zeit, als die Nachfrage nach Verkehrsmitteln durdl das Angebot 
nicht gededtt werden konnte, verlangte beschleunigte Instandsetzung ihrer 
Flotte, tl"ug nur zu oft das Zeichen des Provisorismus und macht jezt größten­
teils Grundüberholungen dieser Schiffe erforderlich. Hinzu kommt der Zwang 
zur Ra~~onalisierung, die in der Binnenschiffahrt in der Motori sierung der Flotte 
den pragnantesten Ausdruck findet. Dieser Zwang ergibt sich nicht nur au,> der 
Notwendigkeit. auf d iese Weise zur Kosten- und damit zur Frachtensenkung 
beizutragen, sondern wird auch zwingend notwendig, um im Wettbewerb mit 
der ausländischen Schiffahrt, die sich diesen technischen Fortschritt bereits im 
hohen Maße zu eigen machte, bestehen zu können. 1) 1st die Binnenschiffahrt 
schon bei ihrer Tonnage im Vergleidl zu den an deren Verkehrsmitteln schwer 
im Rückstand, so werden ihre Schwierigkeiten noch deutlicher, wenn wir ihren 
Anteil an der Verkehrsleistung betrachten. Wir wollen auch hier zunächr.t das 
Positive festhalten. Der Güterumsch1ag in den Häfen des Vereinigten Wirt­
schaftsgebietes, der im Jahre 1946 bei nur 28 Millionen Tonnen lag und sich 
1947 auf 40 Millionen Tonnen erhöhte, stieg im Jahre 1948 weiter auf 67 Mil­
lionen Tonnen. Es ist unzweifelhaft eine erfreulidl.e Aufwärtsentwicklung fest­
zustellen. Wenn aber - wie es in der Fach- und Tagespresse geschieht - von 
interessierter Seite die Zunahme des Schiffsumschlags von 1947 auf 1948 mit 
65% der 17prozentigen Steigerung des Güterversandes der Bahn gegenüber-

1) Oe. Stuclr.mann: Gegenwartsprobleme der Binnenscbiffahrt. VerkehnwilSenschdtlkhe For­
sehungen aus dem InSlilut für Verkebrswissenschllft II D der Westfllls'chen Landesunlveultlt 
Milnater. Rlchlrd-PnllWII-Verle.g, Milnchen. Heft 2, Seite 23 ff. 
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gestellt und daraus gefolgert wird, daß von den Verkehrsträgern di: Bi~en­
schiffahrt den geringsten Grund zur Klage habe, und wenn man audl m diesem 
Jahr der hochgradigen Unterbeschäftigung der Binnen.sdliffahrt von t;lach­
kriegsrekordergebnissen in der Schiffahrt spridl.t und hierdurch den glelc::hen 
Eindruck. gewinnen will, ist es notwendig, hier einige grundlegende Fehlschlusse 
aufzudecken und die wirkliche Situation zu beleuchten. 
Soll ein klares Bild gewonnen werden, so darf man die Gegenwa!tszahlen nur 
an den Indexzahlen der Vorkriegszeit messen. Wir verwenden Im folgenden 
nur amtliche Zahlen.~) Während die Bundesbahn aus den oben angedeuteten 
Gründen einen viel besseren Start hatte und bei ihrem Güterversand im Ver­
einigten Wirtschaftsgebiet bereits 1946 r~. 54% der Lei~tung des Jahres .1936 
erreichte und im J ahre 1948 auf 76% steigern konnte, die Bahn sogar bel der 
eigentlichen Maßgröße der Verkehrsleistung, dem Tonnenkilometer, gleichfalls 
mit 1936 verglichen, 1946 bereits mit 66% begann, .um im ~ahre 1948 sogar 92% 
zu erreichen und das bei einem Index des ProduktIOnsvolumens von rd. 80 und 
trotz ihrer Verkehrsverluste an· den Kraftwagen, so zeigen die Vergleichswerle 
der Binnenschiffahrt ihre viel schlechtere L-lge und daß auf ihrem Rücken die 
Disproportionalität zwischen dem Verkehrsvolumen und der. Verkehrs,kapazität 
ausgetragen wird. Der Güterumschlag der Häfen des Veremgtcn WIrtschafts­
gebietes begann 1946 auf dem geringen Stand von 21,8% der Mengen des 
Jahres 1936 und konnte 1948 erst 31,5% erreichen. 
Der Unterschied zur Entwicklung des Bundesbahnverkehrs ist besonders k raß. 
Daß der Bahn fremde Verkehrsaufgaben zufallen und die Binnenschiffahrt Trans­
porte verlor, beweist u. a. die Zunahme der mittleren Versandweile bei der 
Bahn von 158 km auf 187 km und das bei dem viel kleineren Verkchrsraum. 
Auch die 40prozentige Zunahme der mittleren Ausla'itung je Güterwagen dürfte 
in der Hauptsache nur ermöglicht worden sein durch den Abzug der Massen­
güter von der Wasserstraße. die durdlweg jetzt in längeren und schwereren 
Zügen gefahren werden. Es wird ferner bei der Auswertung der Verkehrszahlen 
der Binnenschiffahrt immer nur zu leicht übersehen, daß die amtlime Verkehrs­
statis tik den Anteil der ausländischen Schiffahrt im Import- .und Exportverkchr 
Westdeutschlands einbezieht. An den für die Binnenschiffahrt des Ve reingten 
Wirtsdlaftsgebietes ausgewiesenen Verkehrsmengen war die ausländische 
Sdliffahrt im Jahre 1948 mit 32% beteiligt. 
-Ein beredtes Zeugnis dafür. wie weit die Binnenschiffahrt hinter der allge­
meinen Aufwärtsentwidtlung zurückliegt, legt auch die Entwicklung des Schiffs­
verkehrs in den großen Binnenumsmlagsplätzen ab. Hier nur e inige Beispiele, 
die die Situation beleumten und die beliebig erweitert werden könnten. Duis­
burg, der größte Binnenhafen der Welt, erreichte 1948 ers t 39,6~' sines Ver­
kehrs von 1936. bei 'KÖln lag der Verkehr bei 45.8%', bei Düsseldorf bei 40,4%. 
Bei dem wichtigsten Umschlagsplatz der Schiffahrt am Oberrhein erreichten die 
Verkehrszahlen in Mannheim im Jahre 1948 erst 61,2% des Verkehrs von 1936. 
Im Kanalgebiet ist die Entwicklung nicht anders verlaufen. Auch hier sollen 
einige Zahlen beredter als Worte sprechen. Der größte deutsche Kanalhafen. 
Dortmund. konnte im Jahre 1948 erst ein Drittel seiner Mengen von 1936 er­
reichen. Im Hafen Emden belief sich der Binnenschiffsverkehr auf 43,7 % der 
Mengen von 1936. Eine rühmliche Ausnahme madlt lediglich Bremen, wo im 
letzten Jahr im Binnenschiffsumschlag die Mengen des Jahres 1936 um sechs 
Punkte überschritten werden konnten. Der gesamte Verkehr, der über die 
Häfen des westdeutschen Kanalnetzes ging und dabei einschließlich des ge­
stiegenen Wechselverkehrs der Kanäle mit den Häfen der Unterweser und 
unabhängig davon, ob er mit deutschem oder ausländischem Raum gefahren 
wurde, lag 1948 bei 58% der Vorkriegsmengen. Für den gesamten Rheinverkehr 

8) Vgl . Wirtschdt und StilIstIIr., hgg. Stltistische!! Amt des Vereinigten Wirt$chaltJ(lebleti!l5~ 
W. Kohlhammer. Stutlgarl. 1. ".hrgang. Heft 2, s. 41 . 
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lautet die Prazentziffer für den gleichen Zeitraum noch nicht einmal 40%. Von 
den EIbezahlen zu sprechen, erübrigt sich. Es ist allgemein bekannt, wie weil 
mit der Zonengrenze der Elbesdliffahrt der Lebensfaden abgesdmitten wurde. 
Für das Jahr 1949 kann leider keine günstigere Prognose gestellt werden. Seit 
dem Frühjahr setzte im innerdeutschen Verkehr eine starke Abwanderung auf 
die Eisenbahn ein, die bisher Dom niml abgestoppt ist. Einige Schlagl ichter 
mögen auch hier die Lage beleuchten. Die Brennstofftransporte zum Ober. 
rhein sind rüddäufig, weil die SdliUahrt hi er ihr Hinterland fast ganz verlor. 
Im Kanalgebiet ging der Verkehr vom Mitlellandkanal zur Ruhr durch den 
Wegfall der Erztransporte, der KaH- und Sal7.transporte fast gänzlich ver­
loren. Rund 90%' aller Schiffe mußten lee r zum Ruhrgebiet zurückfahren. 
Ganz allgemein führte das Fehlen an Ladung und Rückladung in steigendem 
Maße zu Sdiiffsraumansammlungen in den Hauptknotenpunkten des Verkehrs 
und damit zu sdilechthin unmöglimen Wartezeiten und Leerfahrten, die in 
den Frühjahrs- und Sommermonaten zu einem Besdiäftigungsgrad der Flotte 
von nur 55%' führten. Durdi die seit Wodien andauernde Kleinwasserperiode 
auf den Strömen und den dadurch bedingten vermehrten Einsatz von Sdliffs­
raum wird das Bild z. Zt. nu r rein optisdl beeinflußt. Die Tatsadle der abso­
luten Unterbesdläftigung der deutschen Binnenschiffahrt der westlichen Zonen 
bleibt bestehen. Trotz dieser Lage wurde dann aber noch der selbst in 
hödisten Notstand versetzten westdeutschen Schi ffahrt zugemutet, an Stelle 
des Staates für die in Not befindlidie ElbeschHfahrl einzutreten. Die Mit­
besdiäfti!]ung von 200000 Tonne n EIberaum im Kanalgebiet und von 16000 
PS Elbe-Schleppkraft am Rhein muß von der Binnenschiffahrt dieses Gebietes 
a ls eine politische Hypothek und als eine die Wurzel der Existenz angreifende 
Sonderbesteuerung empfunden werden. Demgegenüber lauten die Beridite über 
die Verkehrslage der Bundesbahn viel günstiger, Der letzte Bericht für August 
wies die Ausnutzung der betriebsfähigen Wagen mit 83% bei einer als sehr gut 
bezeichneten Umlaufszeit aus. Es fragt sich eben nur, ob und inwieweit diese 
Rationalisierungserfolge der Bahn auf Kosten der Binnenschiffahrt durchgeführt 
wurden und ob dies volkswirtschaftlich tragbar ist. leh komme darauf noch zu 
sprechen. 

III. 

Alle diese Umstände, die zur Unterbeschäftigung der Schiffahrt führten, hatten 
zur Folge, daß die selbstverständlidl von der Schiffahrt in ihrem ureigensten 
Interesse immer wieder vorgenommene Uberprüfung der Möglichkeiten zur 
Fradltensenkung bisher im großen negativ verlaufen mußten. Daß dabei der 
Vorwurf der Erstarrung auf dem Gebiet der Fraditentgelte in dieser Form nicht 
berechtigt ist, beweist die Herabsetzung der Kiesfrachten, der Getreide- und 
Erzflettframten im Ruhrgebiet. der beträchtliche Abbau der Kleinw,asserzusdlläge 
am Rhein, die Senkung der Kleinschiffsfrachten im Kanalgebiet usw. Bei den 
Slandardfrachten der Schiffahrt konnten dagegen tatsächlich Korrekturen noth 
nicht erfolgen . 
Es darf hier wohl a ls bekannt vorausgesetzt werden, daß die Binnensdliffs­
fraditen nadi ihrer Beratung und Besdllußfassung in den Framtenausschüssen 
von den obersten Wirtschafts- und Verkeh rsbehörden bestätigt werden müssen. 
um rechtskräftig zu sein. Auf Anordnung der obe rsten Preisbehörde mußte sich 
die Schiffahrt einer Prüfung ihrer Kosten· und Erlöslage unterziehen. 
Auf Grund der Ergebnisse des Gutachtens wurde von der Preis­
behörde ein für die Frachtermittlung zugrunde zu legender Tageskostensatz 
festgesetzt, der nam den Uberlegungen dieser Behörde so bemessen war, daß 
die Schiffahrt bei voller Besdläftigung ihres einsatzfähigen Raumes ihre Aus· 
gaben gedeckt bekam. Da jedes Unte rnehmen, das in seinen Kosten für die 
gelieferte .Ware oder Leistung seine Kapitalkosten nimt gedeckt bekommt, auf 
die Dauer schwindsüchtig wird. sollte die Binnenschiffahrt nach der Deduktion 
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der Preisbehörde mit der Steigerung ihrer Leistungen, d. h. praktism mit der 
Verbesserung ihrer Umlaufszeiten in diese notwendige Kapitalkostendeckung 
hineinwachsen. 
Man muß sidl vergegenwärtigen, daß diese Uberlegungen und die daraufhin 
e r folgten Framtfestsetzungen nodi in der RM-Zeit spielten. Damals war die 
Binnenschiffahrt mit ihrer noch geringeren einsatzfähigen Tonnage und der 
damals geringeren Leistungsfähigkeit dieser Flotte infolge der längeren Reise­
zeiten voll beschäftigt. Die Binnensmiffahrt konnle dahe r damit rechnen, daß 
mit der Realisierung ihrer Leistungsreserven bei Verbesserung des Zustandes 
der Wasserstraßen und der Steigerung der Leistung ihrer Arbeitskräfte bei 
besserer Ernährung die Rechnung der Pre isbehörde aufging. Tatsächlich ist es 
aber in vielen Punkten anders gekommen. Zunächst traten nach der Wäh­
ru ngsform durch die bekannten Preiserhöhungen t) nicht unwesentliche Ver­
teuerungen der Kosten des Schiffahrtbetriebes ein, die in den unverändert 
weitergeltenden, vor der Währungsreform festgesetzten Fradlten keine Berü<k­
simtigung gefunden hatten. Statt der Vollbeschäftigung trat die oben skizzierte 
hochgradige Unterbeschäftigung ein, die mit den festgesetzten Frachten erst 
recht nicht vereinbar war, weil Wartezeiten und Leerfahrtkosten nicht berück­
simtigt worden waren, ers t redlt nimt solch katastrophale Wartezeiten und 
Leerfahrtbewegungen, wie sie tatsächlich entstanden. Die unbestri tten mit dem 
hesseren Zustand des Fahrweges und den besseren Lebensbedingungen nach 
der Währungsreform erzielte Verbesserung der Reisezeiten und die dadurdi 
erreichte Kostendegression konnte aber nidit nur nicht zur teilweisen Deckung 
der Kapitalkosten herangezogen werden, sondern sie reidlte bei der gegebenen 
Beschäftigungslage bei weitem nimt aus, einen Ausgleim für die hierdurdl 
bedingtep zusätzlichen Kostenbelastungen zu smaffen. Bei konsequenter Durch­
führung des von der Preisbehörde eingeführten Systems der kalkulierten Fradit 
hätte die Schiffahrt die aus den beiden Gründen e ingetretene Kostenerhöhung 
zum Anlaß nehmen müssen, Frachterhöhungen zu fo rdern. Aus ihrem großen 

. Verantwortungsbewußtsein de r Volkswirtschaft gegenüber und weil sie die 
Zeidlen der Zeit nimt verkannte, tat sie das nimt, sondern bemühte sich statt 
dessen, ihre Kosten durdi Leistungssteigerung zu senken. Die Früchte dieser 
Bemühung blieben ihr aber versagt. weil die Kostendegression durch die Kosten­
progression infolge der zunehmenden Unterbeschäftigung überdeckt wurde. In 
dieser Situation die Frachten zu senken, ohne die Aussicht zu haben. die 
Besdiäftigungslage zu verbessern oder wenigstens ihre weitere Verschlechterung 
hintanzuhalten, müßte als ein sinnloses Opfer der sdiwer um ihre Existenz rin­
genden Binnenschiffahrt angesehen werden. Es muß klar erkannt werden, daß 
die nadi wie vor von der Schiffahrt sehr ernst geprüflen Möglichkeiten der 
Frachtensenkung sich nur durcttführen lassen, wenn eine bessere Ausnutzung 
der vorhandenen Tonnage durch en tspremenden Güteranfa ll gewährleistet oder 
jedenfall als sichere Folge angenommen werden darf. 
Man wird sagen: Was soll denn dieses H in- un~ Herzerren der T!a~sport­
mengen, wenn man feststellen muß, daß die Güterdecke eben z~ knapp Ist, .~ 
die von allen Verkehrsträgern angestrebte gute Ausnutzung Ihrer Kapazüal 
zu e rreidlen? Und doch handeIl es sich hier um ein volkswirtsmaftlidles Problem 
von größter Wichtigkeit, wenn festgestellt werden muß, daß die Verteilu~g. der 
Transportmengen allein durch ein tarifari~~h bedingte~, wettbew.erbsmaßlg~s 
Mißverhältnis der beiden Hauptverkehrstrager derart 1st, daß h1erdurm die 
Existenz eines Verkehrsmittels, das volkswirtsdlafUich unentbehrlich ist, ernst­
lim gefährdet ist. Es handelt sich hier um Fragen , die man aus. der bet.riebs~irt­
sdlaftlidlen Perspektive des einen oder anderen Verkehrsrruttels meht losen 
kann. Betriebswirtsmaftlim sind alle Verkehrsträger daran interessiert, ihr 
Betriebsoptimum zu erreichen, weil e rst bei Erreidlen dieser Grenze der durch-

') ~ . B. 'Zweite KohlenpretserhÖhung. 
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schnittliche Kostenaufwand je Leistungseinheit am geringsten und das Unter­
nehmen dann erst am leistungsfähigsten ist. Volkswirtsmaftl im kommt es aber 
nimt darauf an, ob der eine oder andere Verkehrsträger sein Optimum erreimt-· 
ggl. auf Kosten eines anderen - und daher die für ihn niedrigst möglichen 
Tarife anzubieten in der Lage ist, sondern daß der gesamte volkswirlschaftlime 
Kostenaufwand im Verkehrssektor so niedrig wie möglich ist. Gegenwärtig wird 
aber das volkswirtsmaftlime Frachtkonto zusätzlich dadurm belastet, daß der 
Verkehrsträger, der dank seiner natürlichen, kostenmäßigen Uberlegenheit in 
der Lage ist, z .. B. die Massengüter in bestimmten Relation'en volkswirtschaft· 
!im notorisch billiger als ein anderer Verkehrsträger zu befördern, künstlim 
durch Abzug von Verkehrsmengen und durm eine daraus sim resultierende 
Unterbeschältigung daran gehindert wird, mit seiner -kostenmäßigen Uberlegen­
heit zum Wohle der Volkswirtsmaft zum Zuge zu kommen. Man darf sich 
keiner Täuschung darüber hingeben, daß das volkswi rtschafUidte Framtkonto 
nuch dann mit den vollen Kosten des Eisenbahnbetriebes belastet wird, wenn 
- wie es z. zt. der Fall ist - diese Kosten in den geltenden Tarifen nimt 
ihren Ausdruck finden. Das Ungesunde dieses Verfahrens für die Gesamtwirt· 
schaft liegt klar auf der Hand. 
Um keine Mißverständnisse aufkommen zu lassen, halte ich mich für ver· 
pOichtet, hier ausdrücklich festzuhalten, daß die künsllime Ablenkung vom 
Wasserstraßenverkehr auf die Sctliene nimt durm aktive Tarifmaßnahmen der 
Bundesbahn in der Nachkriegszeit verursacht wurde. Ich möchte dies deshalb 
ausdrücklim betonen, um die angestrebte gute Zusammenarbeit der Verkehrs­
träger nidtt in irgendeiner Weise zu belasten. Die Binnenschiffahrt ist ehrlich und 
offen bereit, an einer salmen Zusammenarbeit mitzuwirken, an einer Zusammen­
arbeit, die bereits fast unbeamtet von der Offentlichkeit begonnen hat und 
ihren Ausdruck findet in der Vereinbarung, daß die Bahn an den Sitzungen der 
Fradltenaussmüsse der Binnenschillahrt teilnimmt und umgekehrt die Bahn ihre 
Tarifrnaßnahmen mit der Binnensdliffahrt abstimmt, wenn deren Gebiete irgend· 
wie beeinflußt werden. Diese Zusammenarbeit wird hoffentlim die Garantie 
dafür werden, daß überspitzte Tarifmaßnahmen, von welcher Seite sie auch 
kommen, der V~rgangenheit angehören und die noch aus der Vergangenheit 
herüberwirkenden Maßnahmen dieser Art beseitigt werden. 

IV, 

Bei dem tarifarisch bedingten, wettbewerbsmäßigen Mißverhältnis beider Ver­
kehrsträger handelt es sich vielmehr um folgende zwei Problemkreise: Einmal 
um die Frage des Tarifniveaus der BundesbahQ., zum andern darum, welche Fol­
gerungen sich aus der frachtlichen Koordinierung für die Revision der alten, 
nom bestehenden Tarife ergeben bzw. welche larifpolitisdlen Grundsätze künftig 
beachtet werden müssen, 
Wenn ich mir hierzu einige besmeidene Bemerkungen erlaube, so darf ich 
bitten, mim hier nimt als offiziellen Vertreter der Binnenschiffahrt zu betrachten, 
der die Aufgabe hätte, ex cathedra einen einseitigen Standpunkt seines Ge­
werbes zu vertreten, s()ndern im darf bitten, heute in mi r nur einen Men­
schen zu sehen, der auf dem Gebiet der deutsmen Verkehrspolitik nam der 
Erkenntnis dessen sucht, was für die deutsche Volkswirtshaft am dien­
lichsten ist. 
Bei der ersten Frage, die letztlich die Schließung der Preis·Kostenschere bei 
der Bahn beinhaltet, handelt es sich primär um eine Ange legenheit der Bahn, 
die sich im einzelnen unserer Beurteilung entzieht. Da auf 'das gute Funk­
Lionieren und die beste Erhaltung der Bahn die deutsche Gesamtwirtschaft den 
allergrößten Wert legen muß, ist man gezwungen, der Bahn, wie jedem anderen 
Wirtsch.aftsunternebmen die Möglidlkeit zu geben, ihre vollen Kosten über den 
Preis ihrer Verkehrsleistungen zu decken. Es müssen ausreimende Beträge für 
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Absdlreibungen bzw. Ersatzinvestition, wie es in der übrigen Wirtschaft üblich 
j!>t, zur weiteren Vermeidung von Substanzverzehr einkalkulie rt werden. Auf 
längere SidJ.t gesehen, ist sogar die Frage, ob die Betriebsre<hnung der Bahn 
nicht auch berücksichtigen muß, daß das deutsdle Volk einen Anspruch auf 
eine Rendite der hier investierten Milliarden deutschen Volksvermögens hat. 
Heute kann aber, wie audt (ur den Außenstehenden erkenntlidl ist, v<ln einer 
Kostendedc.ung nicht im entferntesten gesprochen werden. Das tägliche Mil~ 
Iionen-Defizlt, die von Prof. Schmitt in seinem Dormunder Vortrag erläuterte 
Selbstdemontage der Bundesbahn 10), der Fra<htenindex von 140 bei einem Kosten· 
index von 180 oder mehr sprechen eine deutliche Sprache. Die Binnen!>chiffahrt 
ihrerseits ist an einer volkswirtsmaftlim rimtigen und baldigen Lösung dieser 
Frage deshalb interessiert, weil sie bei dem Allzusammenhang der wirtsmaft­
lidlen Vorgänge in unserer arbeitsteiligen Volkswirtsmaft mit in den Strudel 
gezogen wird, wenn die Gesundung der Bahn nidlt durdlgeführt wird, sei es 
nun in Form eines sogenannten Kriscnzusmlages oder wie man auch immer 
den Ausgleidl zwismen Kosten und Preisen herbeiführen mag. 
Es ist an sim von der Bahn aus gesehen bei betriebswirtsmafUicher Betra<n. 
tungsweise d!lrdlaus verständlim, wenn die Bahn in der langen Zeit, in der 
die Regelung dieser Frage offensteht, bestrebt ist, ihre smwierige Lage dadurch 
zu verbessern, daß sie das vorliegende unnatürlime und kostenmäßig nicht 
geredltfertigte Fradltgefälle der Binnensmiffahrt zur Eisenbahn ausnutzt, u m 
rlurm möglidlst viele zusätzlidle Verkehrsmengen ihre Lage in etwa zu erleich· 
tern. Auf das volkswirtsdlaftlim Bedenkliche dieser EDtwiddung konnten wir 
bereits hinweisen. Volkswirtsdlaftlich nimt minder bedenklich ist es aber, 
wenn die ~ahn aus ihrer Notlage heraus, sich zu Lasten der Allgemeinheit von 
bestimmten Unkosten zu entlasten sucht. Das natürliche Wettbewerbsverhältnis 
wird hierdurm auf die Dauer zu Unrecht zum Nachteil der Binnenschiffahrt ver­
schoben. Die Folgen wären weitere destruktiv wirkende Wettbewerbsverschie· 
bungen innerhalb des Verkehrsapparates. De r Binnenschiffahrt ist es leider 
ni mt möglich, stillschweigend ihre Steuerzahlungen einzustellen, so wie die 
Bahn es mit der Einstellung ihrer Zahlungen der allgemeinen Finanzabgabe 
begonnen hat und dem Vernehmen nam mit dem ganzen oqer teilweisen Erlaß 
der Beförderungssteuer weiter zu betreiben versucht bzw. mit ihrem Betreiben 
der Entlastung von sogenannten politischen Lasten, die einer wirklimen Nadl­
prüfung ob dieses Charakters schwerlim standhalten dürften. Ein solches Aus­
weichen vor den wirtschaftlichen Realitäten kommt einer Subventionierung der 
Bahn gleich, die mit der neuen Wirtschaftspolitik nimt in Einklang zu bringen 
ist und daher zwangsläufig zu einer entsprechenden Subvenllomerung der 
anderen Verkehrsträger führen müßte, die diese aber als privatwirtsmafllich 
geführte Unternehmungen grundsätzlich ablehnen. Jedenfalls gilt das für die 
Binnenschiffahrt. Auf die schweren volkswirtschaftlichen Bedenken einer solchen 
verschleierten Subventionierung der Wirtschaft hat Herr Prof. Smmitt in 
seinem Referat bereits eingehend hingewiesen. ") Man übersieht dabei nur zu 
leicht, daß solche Subventionierungen bzw. solche Abwälzungen genau so zu 
Lasten des Sozialproduktes und damit des Realeinkommens gehen würden wie 
die Erhöhung der Frachten auf das Kostenniveau. Eine solme Framterhöhung 
bedeutet keine volkswirtschaftliche Mehrbelastung, denn es werden 
nur die volkswirtschaftlidl so oder so anfallenden Kosten des Trans· 
portes demjenigen angelastet, der diese Transportleistung direkt oder indirekt 

10) Prof. Dr. A. SchmlU: DillS westdeutsche KlInIIlsystem und die VerltehrspoUtlk der DeutSChen 
REi'chsbllhn, VerkehuwlsseTl$chaflliche Forschungen aus dem Institut fü r Verkehrswissenschaft 
an der Unlversltlit MUnster, R!chard-Pfillum-Verlaq München, 1949, Heft 3. 

11) VortraQ" von Prof, Dr. A. Schmill: TarHprobleme unter besonderer Berilcks!chtigunQ" der 
verschiedenen VerkehrsIr l ger, gehalten anlliBllch der Verkehrsw~sens'cbllftllchen Tagung der Wews\. 
fl Uschen Verwaltungsllkademle und du Instituts für VerkehrswissenKhaft an der Unlversltil 
Münster 11m 11. 10. 0 In Münster. 
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als Konsument beansprucht. Beim gegenwärtigen Zustand wird jedoch ein Teil 
der Kosten nidll herüdtsichtigt und auf diese Weise die verladende WirtschaIt 
mit Hilfe von Unterkostentarifen der Bahn zu Lasten der übrigen Steuerzahler 
subvenlionierl. Nur derjenige Verlader könnte gegen die seit Jahr und Tag 
anstehende, trotzdem unvermeidlich bleibende Tariferhöhung berechligte Ein· 
wendungen geltend machen, der nachweist, daß er selbst mit einem Index von 
140 bei~ der Ausführung seiner Aufträge auskommt. Das richtige Ausmaß der 
Tariferhöhung zu finden, ist zweifellos eine schwierige und volkswirtschaftlich 
hödlst verantwortungsvolle Aufgabe. Die Tariferhöhung darf nicht zu hadl 
sein, da nimt die Volkswirtsdlaft in ihrem Wiederaufbau mehr a1s nötig belastet 
werden darf. Sie darf aber audl. nidl.t so niedrig gewählt werden, daß wieder 
halbe Maßnahmen früher oder später eine weitere ·Aufstockung erforderlidl. 
machen und dadurdt die Wirtsdtaft erneut beunruhigt würde. Sie darf aber 
ferner auch nidtt streng schematisch sein; so müssen vom Standpunkt der Bin­
nensdliffahrt die Zu- und Ablauf tarife von dieser Erhöhung ausgenommen wer­
den, wenn nicht von vornherein der beabsidttigte Erfolg einer Wiederherstel­
lung gesunder Wellbewerbsbeziehungen zwisdlen Binnenschiffahrt und Eisen­
bahn gefährdet werden soll. Des weiteren ist bei der Bemessung des Ausmaßes 
der Erhöhung zu berüchsichtigen, daß deT Bundesbahn Mittel zu belassen sind 
zur ausreichenden Senkung bestehender und niedrigst möglicher Bemessung neu 
einzuführender Zu- und Ablauf tarife als Ausgleich für die der BinnenschiUahrt 
durch den Staffeltarif und die Ausnah~etarife ... zugefügten Schäd igungen. 
Diese Maßnahmen müssen nunmehr auch schnellstens getroffen werden, zuerst 
und zunächst im Interesse der Bundesbahn und zum Ausgleich ihrer Fimmzlage. 
Es darf aber auch nicht übersehen werden, daß, je länger diese Maßnahmen 
hmausgeschoben werden, um so mehr die Gefahr besteht, daß gerade in der 
gegenwärtigen Zeit des Wiederaufbaues unserer Wirtschaft falsche Standorte 
für den Industrieaufbau gewählt werden und über die Fradtten verschleierte 
Subventionen die Gesundung der deutschen Wirtsdtaft verhindern und nur zu 
leidtt weitere ungesunde Zustände erzeugen. Auf die konjunkturpolitisdlen 
Gesidttspunkte (Auftragsdrosselung der Bahn usw.), die gleichfalls hierfür 
sprechen, hat Herr Prof. Schmitt in seinem obengenannten Referat ebenso hin­
gewiesen, wie auch darauf, daß preispolitische Bedenken, wenn man keine Sub­
ventionierung will, dem nicht entgegenstehen. 
Daß auch die Binnensdüffahrt brennend auf diese Entsdteidung wartet, braudtt 
bei der obigen Smilderung der verheerenden' Folgen, die das Ausbleiben der 
Wiederherstellung natürlicher Wettbewerbs verhältnisse für die Schiffahrt hatte, 
nicht wunderzunehmen. Die derzeitige Tarifgestaltung der Bahn zwingt auch 
die Binnenschiffahrt immer mehr zum Substanzverzehr. Die auf Kostendeckung 
angewiesenen und bei ihren derzeitigen Frachten audt bei voller Auslastung 
nur die Planausgaben deckenden steuerzahlenden Betriebe der Binnenschiffahrt 
sind nicht mehr in der Lage, ihren dringendsten betrieblidten und sozialen Ver­
pflidttungen nachzukommen, wenn das Mißverhältnis zwisdten Kosten und 
Tarifen des Schienenweges jetzt nidtt bereinigt wird. Der Zentralaussdtuß der 
deutsdten Binnenschiffahrt hat erst in diesen Tagen in e iner Eingabe an den 
Bundesverkehrsminister auf diese Zusammenhänge hingewiesen und gebeten, 
bei der nidtt mehr aufschiebbaren Entscheidung über den von der Bundesbahn 
wegen ihrer Finanzlage beantragten Krisenzuschlag auch auf den Notstand des 
zweiten großen Verkehrsträgers Binnenschiffahrt Rücksicht zu nehmen. 
Die BinnenschiHahrt ist sich darüber klar, daß aUein durdt die lineare Erhöhung 
eine gesunde Wettbewerbsbasis nodt nicht völlig erreidll wird. Das Wellbe­
werbsverhältnis Schiene-Wasserstraße wurde durdt Tarifmaßnahmen der frühe­
ren Reichsbahn, die noch in .die Gegenwart hineinwirken, im Laufe der letzten 
Jahrzehnte immer mehr zum Nachteil der Binnensdtiffahrl versdtoben. Im 
nenne hier nur den Obergang zum Staffeltarif, die Zurückhaltung in der Erstel-

Zur Verkehrslage auf den Wasserstraßen 195 

Jung von Wasser-Urnschlagstarifen einerseits, die großzügige Gewährung von 
Ausnahmetarifen andererseits. Die Frage beinhaltet ein Programm, das die 
Aufgabe der Tarifk-oordinierung zwischen Eisenbahn und Wasserstraße aus­
madtt. Zur Abrundung des Bildes möchte ich audt hier nur die Problemstel­
lung andeuten. 
Im Verhältnis der beiden Hauptverkehrsträger läuft das Tarifkoordinierungs­
problem u. a. auf die Lösung der Frage hinaus, wie man eine monopolistische 
Preis bildung mit einer Wettbewerbspreisbildung koordinieren kann. Die Preis­
bildung der Bahn hat monopolistisches Gepräge. In manchen Ohren mag dies 
fürdtterlich klingen, und idt habe manchmal den Eindruck, als ob auch bei der 
Bundesbahn die Ansicht vertreten wird, daß nur ganz böse Menschen der Bahn 
so etwas nachsagen. Dem ist nicht so. Zunächst ist mit dieser Feststellung kei­
nerlei Werturteil verbunden. Wir Nationalökonomen sehen ganz einfach den 
Tatbestand einer monopolistisdten Preisbildung u. a. dann und insoweit als 
gegeben an, als der Anbieter auf dem Markt für die gleiche Leistung sehr unter­
sdtiedlidte Preise verlangen und erzielen kann. Im Wettbewerb ist dies nicht 
mögIidt, weil dieser die Ausridttung der Preise nach den Kosten erzwingt. 
Der Eisenbahn ist die Möglichkeit einer solchen Preisdifferenzierung im großen 
Maße gegeben. Die Worttarifierung und ihre Fortsetzung nur in anderer tarif­
tedtnischer Form in den Ausnahmeta rifen - soweit es sich nicht um soldie 
handelt, die der Bahn gegen ihren Willen aufgezwungen wurden - sind der 
Ausdruck dafür. Dadurch, daß die Bahn ihre fixen Kosten höchst untersdtied­
lich verteilt und die frachtunempfindlichen Güter mit einem sehr hohen Teil 
dieser fixen Kosten belegt, die frachtempfindlichen Güter nur mit sehr geringen 
fixen Kosten belastet. um ihnen auf diese Weise einen Tarif zu ermöglichen, 
der sie üt>erhaupt erst transportfähig macht, dient sie ihren betriebswirt'ichaft­
lidten Rücksidtten. Diese Preisdifferenzierung ist das Mittel, um eine gute 
Auslastung des Verkehrs- und Betriebsapparates der Eisenbahn durch die be­
triebswirtschaftlidte Ausnutzung gegebener Marktmöglichkeiten zu erreidten. 
Man mag e ine solche Tarifbildung gemeinwirtsdtaftlidt nennen, sie läßt sich 
ebenso gut audt privatwirtschaftlidt aus der Betriebsökonomie der Bahn be­
gründen. Audt hiermit soll wiederum kein Werturteil verbunden sein, e rst 
redtt nidtt in Abrede gestellt werden, daß eine soldte ~Preisbi1dung volkswirt­
scbaftlich günstige Auswirkungen hat. 
In der Binnensduffahrt ist bei dem Wettbewerb einer großen Anzahl von Unter­
nehmungen untersmiedlidister Größe und Struktur eine soldte Preisdifferenzie­
rung nicht möglich. Jeder Wettbewerber würde - solange sich die Preise noch 
rudtt ausgependelt haben - nur die gut dotierten Frachten fahren wollen, 
keiner dagegen die sdUemter dotierten. Die Uberlegung der Preis behörde, der 
Binnensdtiffahrt als Ausgleidi für niedrigere Tarife fradttempfindlicher Güter 
bei den höherwertigen Gütern entsprechend höhere Frachten zuzubilligen, hat 
in der Praxis bald den sehr engen Rahmen gezeigt, der in der Binnensdliffahrt 
für einen solchen Ausgleich zur Vedügung steht. Wenn nun von der Bundes­
bahn argumentiert wird, daß sie seit dem zweiten Weltkrieg das früher zwar 
nicht rechllidl aber tatsächlich bestandene Monopol in der Beförderung zu Land 
verloren habe und sie sich infolge der stürmischen Entwicklung des Kraftwagens 
vor eine Lage gestellt sehe, in der ihre Existenz erntlich bedroht. sei, so muß 
der Nationalökonom im Bezug auf das uns hier beschäftigende Problem diese 
These dahin berichtigen, daß die Konkurrenz des Kraftwagens - und Entspre­
chendes gilt für die Konkurrenz durch die BinnenschiHahrt - die monopolisti­
sche Preisbildung modifiziert, sie nicht aber unmöglich macht. Daß sich die 
Konkurrenten der Bahn in DeutsdUand einmal so entwickeln und entfalten 
könnten, daß sie tatsädtlidt der Sdtiene diese Art der Preisdifferenzierung un­
möglidt madten, könnte, wenn überhaupt, dann nur in so weiter Zukunft denk.­
bar sein, daß wir Lebenden uns mit diesem Problem nidtt zu befassen brauchen. 
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Wenn in der Vergangenheit, als das natürliche Frachtgefälle zwischen Bahn und 
Wasserstraße noch bestand, der Binnensd!.iff,ahrt der Vorwurf gemacht ~rde. 
sie unterhöhle das gemeinwirlschaftlich.e Tanfsy~tem der Bahn und wenn Jetz~ 
den Kraflwagen der gleiche Vorwurf tnfft, so heißt das dom " ,ur. d~ der, BUD 
desbahn infolge der Tatsache, daß sie den Verkehrsmarkt roll . ZW~l welte~en 
Verkehrsträgern teilen muß, der Spielraum, inner,halb dem sie l.~re. Preise 
differenzieren kann, verengt wird. Wenn dann die Vorfrage gekl~rt 1st, d,aß 
es sich bei diesen anderen Verkehrsträgern ebenfalls u~ volksw.lrts?tafthch 
unentbehrliche Verkehrsmittel handelt, bleibt dann noch ~le se~r w~chtlgp Tat­
frage. ob der Wettbewerb, der der Bahn hier bereitet wIrd , e l."' faIrer, vol~s­
wirtschaftlkh echter Wettbewerb ist, d. h. die Wettbew~rbsbedmgungen gleIch 
gelagert sind und wenn und soweit dies nicht der Fall Ist, durch welche Maß· 
nahmen dies erreiehbar ist. 
In diesem Rahmen und unter dieser Voraussetzung mu~ die Bahn , da sie eben­
sowenig wie jeder andere Verkehrsträger Sel~stzw:e<;k Ist, den Wettbewe~b der 
ilndcren gegen sich gelten lassen und hieraus dIe tanfhche~ Konsequenzen zIehen, 
die sich in der Tendenz in einer schärferen ZusammenzIehung ~er ~ertstaffe­
hmg äußern müssen und dabei natürlich auch die Ausnahmetanfe. meht unb~­
rührt lassen können. Wenn die Bundesbahn dies mit der orgam~che."' Tan f­
reform anstrebt, darf man ihr hieraus keine Vorwürfe ~ach~n . SIe zieht nur 
die Konsequenzen aus der gegebenen neuen Verkeh rsslluallon. 
Die Binnenschiffahrt hat gegen die Werttarifierung und Ausnahmetarifg~bar~ng, 
d. h. gegen die unterschiedliche Belastung der Verkehrsnachfrager mit fixen 
Kosten der Bahn und damit mit Tarifen, die teils über, te ils unter ~en vollen 
Selbstkosten liegen, insoweit und solange nichts einzuwen~en, als eme sol~e 
Tarifgebarung, vor allem die TClr.~fermä.ßigung auf un~er de~ vollen durchschmtt­
lidlen Selbstkosten liegenden Satzen Ihre Grenze finden m der Anerkennung 
des Leistungswettbewerbs der BinnenschiHahrt. Bleibt ~ie Binnen~chiffahrt 
gegenüber soldten Tarifen wettbewe.rbsfä~i~, so erke~nt sie solche die verla~ 
dende Wirtsc:haft begünstigende TanfermaßIgungen m.~t .. nur an, .sondern b~ 
grüßt sie als einen Beitrag iur Steigerung der Produkhvltat der Wirtschaft, ~le 
ihr als Teil dieser Wirtschaft letztlich auch wiederum zugute kommt. .Es heIßt 
aber zuviel Selbstverleugnung von der Binnensdliffahrt ~erlang~n. sich et.wa 
<luc:h mit Eolc:hen Tarifmaßnahmen einverstanden zu erklaren , dIe dl;lr~ eme 
betriebsegoislisdte Anwendung der Preisdifferenzieru";g na~ dem ~.nnzll? der 
zusätzlichen Kosten Güter von der Wasserstraße auf dIe Sdnene heruberzleh~n 
oder sie von der Wasserstraße abhalten sollen. 
Kann schon an sich von der Eisenbahn als Staatsbetrieb erwartet werden,. daß 
sie ihren Betrieb auch stets im Hinblü:k auf die anderen steuerzahlenden pnvat­
wirtsdlaftlich betriebenen Verkehrsuntemehmungen füh rt und darauf Bedacht 
nimmt, daß deren beredlnete Belange und Lebensrechte nicht gestört. werden, 
so is t es für eine der Volksw!rtschaft verpflichtenden Bundesbahn .em Geb?t, 
die skizzierten Grenzen einzuhalten, wenn sonst nicht das volkswirtschaftlich 
für unentbehrlich gehaltene Verkehrsmittel Binnenschirrahr t sdlweren Schaden 
nehmen soll. Also nicht um der Binnenschiffahrt willen, sondern wegen der 
Gesunderhaltung und Stä rkung dieses von der Volkswirtschaft benötigten 
Verkehrsträgers. 
Vom Standpunkt der geringstmöglichen Belastung des volkswirlsdlaftlidt~ll. 
Frachtkontos, das letztlich Ziel aller verkehrspolitisc:hen Bestrebungen sem 
muß muß in jedem Fall, wo mehrere Verkehrsträger zur Verfügung stehen. 
gep;üft werden, auf welchem Weg der angestre~te Er~olg mit dem geringsten 
Aufwand an volkswirtschaftlichen Kosten zu erZielen 1St. Nach den Erken~t .. 
nissen der Verkehrswirtschaft müssen daher - wie von Herrn Prof. Schmtlt 
nachgewiesen wird - bei der Beurteilung der Konkurrenzbeziehungen zwischen 
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Schiene und Wasserweg echte Kostenfrachten unter Einsc:hluß der vollen fixen 
Kosten zugrunde gelegt werden. Ic:h zitiere Herrn Prof. Schmitt; 

.Sieht man davon ab, so läuft dies volkswirtschaftlich auf We t t b e -
wer b s f ä I s c h u n g hinaus. Werden in einem solchen Fall die anteiligen 
fixen Kosten nidlt voll berechnet, so fallen sie ja nichtsdestoweniger an und 
müssen auch von irgend jemand au fgebreadlt werden, seien das nun andere 
Verfrachter oder schließlidl der Staat, d. h. der Steuerzahler. Volkswirt­
schaftlidl entscheidend ist dabei, daß die Lösung de r in Betracht kommenden 
Transportaufgabe dabe i auf die Dauer höheren volkswirtschartlichen Auf­
wand erfordert, als dies bei edtter Kostenkonkurrenz nötig wäre. Das Mehr 
stellt volkswirtschaftlichen Verlust dar und muß sidt unweigerlidt in einer 
relativen Minderung des Sozialproduktes und des Lebensstandards nieder­
sdllagen, jedenfalls au f längere Sicht.· I ~) 

Nidtts anderes sagt die Binnenschiffahrt, wenn sie die Anerkennung des Lel­
stungswettbewerbs bei der Bildung der Grenze derjenigen Tarife forder t, mil 
denen sie im Wettbewerb steht. 
Ist darüber hinaus aus übergeordneten staatspolitischen, triftigen Gründen so­
gar eine noch weitergehende Tarifsenkung erforderlidt, durdl die mithin e ine 
Schädigung de r Interessen der Binnenschiffahrt unvermeidlich verbunden wäre, 
so kann d ie Binnensdliffahrt solchen Ausnnhmesätzen nur dann und insoweit 
zustimmen, als ihr als Ausgleidt für die hierdurch zugefügten Schäden gleidl­
falls Ermä ßigungen durch ggfs. gleichfalls unter den vollen Selbstkosten liegende 
Zu- und Ablauffrachten gewährt werden. Denn da die Binnenschiffahrt e in für 
die deutsc:he Volkswirtsdtaft unentbehrliches Verkehrsmittel ist, gilt es, ihre 
Existenz ebenso zu erhalten wie die der Industrien und Wirtschaftsgebiete, die 
durch solc:he Unterkostentarife gefördert bzw. begünstigt werden sollen. Er­
kennt man bei letzteren die wirtschaftspolitische Notwendigkeit der Einröu­
mung eines Unterkoslentarifs der Bahn an, '>0 muß man auch die Notwendigkeit 
eines entspredlenden Zu- und Ablauftarifs zur bzw. von der Wasserstraße als 
Ausgleichmaßnahme für hierdu rch sonst unvermeidliche Sc:hädigungen der Bi n­
nenschiffahrt anerkennen. 
Entsprechendes gilt für die als Ausgleich. der Schädigun.gen des Staffeltarifs von 
der Binnenschiffah rt stets geforderten Binnenumschlagstarife. 
Soweit die Entfernungsstaffelung der Kostenstaffelung entspridlt, muß die 
Schiffahrt sie m. E. gegen sich. gelten lassen. Aber durch d ie darüber hinaus­
gebende und durch künstliche Erhöhung der Nahfrachten erreichte weitergehende 
Staffelung fühlt sich die hierdurc:h in eine Tarifzange genommene Binnenchiff­
fahrt in ihrer Betätigung volkswirtsc:haftlidt zu unrecht eingesc:hränkt und ge­
schädigt. Die als Folge einer soldten Staffelung überhöhten Nahfrach.ten ver­
schlechtern in höchst empfindlicher Weise die Vorau'isetzungen für den gebro­
chenen Verkehr, in dem die Binnensdtiffahrt die Hälfte ihrer Mengen fährt, 
während umgekehrt die billigen . Fernfradlten die Binnenschiffahrt in ihrem 
ureigensten Betätigungsfeld besdtränken. 
Man muß Vers tä ndnis dafür haben, daß die Binnensch.iffahrt, wenn s ie sich. 
schon mit dem Staffeltarif als soldlen abfinden muß, fordert, ihr im Sinne einer 
echten Tarifkoordinierung endlidt einen Ausgleidl für die ihr durch· den Staffel­
tarif zugefügten Schädigungen durdl niedrige Zu- und Ablauffrachten zu ge-­
währen. 
Diese als Ausgleichsmaßnahme fü r Sdlädigungen. die durch TarHmaßnahmen der 
Bahn verursacht wurden und nidtt als Unters tützungsmaßnahmen zugunsten 
der Wasserstraße geforderten Binnenumsch.lagstarife sind also nich.t zur Smar-

I!) Prof. Dr. A. Schmltt, DIll s westdeutsche kanalsys tem und d ie Verkehupolilik de r Deu18cbel1 
Reichsbahn, Verkehr,wlssenschaftliche Fonchungen allS dem Institut f(lr VerkehrswIssenschaft 
a n der Univers;lIi1 Münster, Richlll'd·Pflll.um·Ver lll.!f MüllChen, 1949, Heft J. 
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fung von wirtschaftlidlen Vorteilen, sondern zur Abwendung von wirtsdlaft4 

lichen Namteilen für die Sdüffahrl bestimmt. 11) 
Diese tarifpolitiscnen Maßnahmen erhalten ihre sachlidle Berechtigung eben­
falls einzig und allein aus der volkswirtschaftlichen Bedeutung der Binnenschiff­
fahrt, die es ebenso zu erhalten gilt wie die Industrien, die durch den Staffel­
tarif gefördert bzw. begünstigt werden. Die Beredttigung der Forderung 
soldler Binnenumsch lagstarife gibt die Bahn übrigens mit ihrer Begrün­
dung für den Staffeltarif selbst. Sie führt an, daß beslimmend für den 
Staffeltarif die Absicht war, den Versand auf kurze Entfernungen im Hinblick 
auf die absolut geringeren Fradttkosten stärker zu belasten zugunsten des Ver­
sandes auf weite Entfernungen, besonders der Rohstoffe. 
Die im Zu~ und Ablauf zur und von der Wasserstraße beförderten Güter sind 
aber keine soldten Transporte auf kurze Entfernungen, die eine höhere Frad:!.t 
vertragen können, sondern die im gebrochenen Verkehr transpOrtierten Güter 
sind Versendungen auf weite Entfernungen, die genau so frachtempfindlich und 
schonungsbedürftig sind wie die mit der Streckenfracht der Bahn auf weite 
Entfernungen beförderten Güter. Für die im gebrochenen Verkehr beförderten 
Güter gilt .dabei dieses Argument noch im verstärkten Maße, da es sidt hier 
nahezu ausschließlich um frachtempfindliche Massengüter und Rohstoffe handelt. 
Wenn die Bahn daher ihrer eigenen Begründung für die Entfernungsstaffelung 
folgt, muß sie, wenn sie volkswirtschaftlich denkt, und wenn es ihr mit der Ko~ 
ordinierung wirklich ernst gemeint ist, im Zu- und Ablaufverkehr Ermäßigungen 
gewähren. 
Versuche, der Wasserstraße gehörende Verkehre dieser durch Tarife strittig 
machen zu wollen, die man mit ihrer besonders günstigen Kostenlage gerade 
in dieser fraglichen WeUbewerbsbeziehung glaubt noch in Einklang bringen zu 
können, müssen der Vergangenheit angehören. 
Es ist verständlidt, daß die Bahn bei ihren großen volkswirtsdtaftlichen Auf­
gaben, die ihr zum Teil audt große Opfer auferlegen - ich denke hier an ihr 
gemeinwirtsdlaftlid:!.es Wirken, das sidt in dem Beförderungszwang, in ihrer 
Pflicht der Gleichheit aller vor dem Tarif und der Tarifveröffentlichungspflicilt 
äußert, also in den drei öffentlich-rechtlidten Bindungen, die es unter allen 
Umständen uneingesdlTänkt zu erhalten gilt - alle nur möglühen Vorteile für 
sich auszunutzen sucht und bestrebt ist, möglichst viele Güter an sidi heran­
zuziehen. 
Die einseitig kaufmännisdlen Interessen der Bahn dürfen aber nicht über das 
Ungesunde dieses Verfahrens für die Gesamtwirtschaft hinwegtäuschen. Würde 
die Bahn bei der Begr-lindung ihrer einzelnen Tarife nur danadt fragen, ob sie 
die bei der Durchführung dieser Transporte entsteh.e nden speziellen Kosten 
deckt und das Ausmaß der zu gewährenden Ermaßigung hiervon abhängig 
madten, so müßfe das zwangsläufig zu einer Benachteiligu ng der in dem Ver­
kehrsaufkommen ungünstiger gestellten Gebiete führen. Die Bahn würde dann 
in zunehmendem Maße die Wirtsmaftsgebiete und Verkehrsbeziehungen, an 
denen sie ein geringeres kaufmännisches Interesse hat, nocil weiler in den 
Hintergrund drängen. statt sie zu entfalten. Das wäre volkswirtsdlaftlich 
hödlst bedenklich und würde auch den öffentlicil-redttlichen Verpflichtungen 
der Bahn widerspredien. Konsequent zu Ende gedadtt müßte dieses System 
dazu führen, daß die Bahn ganz entgegen ihren volkswirtschaftlichen Verpflim­
tungen immer mehr dazu kommen würde, die einträglidten Verkehrsbeziehungen 
~u pflegen, während die übrigen Verkehrs- und Wirtsdiaftsgebiete zwangsläufig 
Immer teuerer und 'sdllechter bedient würden. Mithin würde genau das Gegen­
teil von dem eintreten, was eigentlim wirtsdtaftlich Anlaß für die Verstaat~ 
Iiebung der Eisenbahn gewesen ist. 

13) Vql. Prof. Dr. O. Most: Die TarifpolItIk der l>euL'Ichen Reichsbahn, Verlag Wilhelm 
Geppert .. "'lanDheim, Seile 55 fI . 
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~ln der Ara der preußischen Privatbahnen war die Rentabilität der ~inzelnen 
Bahnen naturgemäß je nadt der Lage zu den mehr oder weniger verkehrbrin~ 
genden Produktionsgebieten eine sehr verschiedene. Die daraus hervorgehende 
v~rsdtieden~ finanz~elle. L<!.Qe ergab trotz des Aufsichtsrechts der Regierung 
eme VerschledenartJgkelt der Tarife, die als eine ungesunde Erscheinung bitter 
beklagt wurde. Sie hat wesentlich dazu beigetragen, die Verstaatlicilung vorzu­
n~hm~n,. um L~ndesteile, die auf Transportvermehrung durch finanziell ungün~ 
sllg sItUlerle Eisenbahnen angewiesen waren, nicilt in ung~rechtfertigter Weise 
zu benachteiligen und in ihrer Entwicklung zu hemmen." 14.) Die Bahn darf 
hier nidtt rückwärts sdueiten und ihre Pflidtt vergessen, die sich aus der Uber­
tragung des großen einheitlichen Netzes ergab. Wenn sie sich unter Berück~ 
simtigung ihre r Selbstkosten imstande sieht, Tarifnachlässe zu gewähren, so 
muß dies aber in einer der Allgemeinheit gleichmäßig zugute kommenden Weise 
!Ieschehen. 
Aufgabe auch der heutigen Verkehrspolitik ist es, zu wachen, daß nicht nur ein­
zelnen Teilen und Wirtschaftszweigen, sondern möglichst aUen Trägern der 
Volkswirtschaft die beste Verkehrsarbeit zugute kommt. Die Bahn muß den 
volkswirtschaftlichen Grundsatz verfolgen, mit den Mehreinnahmen von ver­
kehrsgünstigen die Mindereinnahmen von verkehrsungünstigen Bedingungen 
zu decken, um auf diese Weise den Wirtschaftsd1wacilen eine volkswirtschaft­
lich außerordentlidi wichtige Entlastung zu bieten. Dies ist mit dem Ausdrudl: 
der Gemeinwirtschaftlichkeit der Bahn, das natÜrlidJ. mit Opfern verbunden ist 
für die man ihr die nötigen Mittel geben bzw. belassen muß. Die Wasser ':" 
straßen können bei diesem Ausgleidlsprinzip leider nidtt oder nur kaum mit­
wirken, da sie immer nur einzelne Teile des Landes erschließen und auch nach 
ihrer ledtnisdien und betrieblidlen Eigenart auf Grund ihrer großen Trans­
por~gefäße ohnehin nidtt in der Lage sind, starken Verkehrsstreuungen oder 
genngen Verkehrsbedurfnissen nadtzugeben. Hinzu kommt daß in Deutsm­
land die Wasserstraßenverkehre zum Teil internationalen Charakter haben. 
Prof. Dr. Pirath I~) hat in seinem sehr lesenswerten Vortrag hierauf hingewiesen 
und in dieser Abhandlung zugleich mit Redtt die Ansid:!.l vertreten, daß es wohl 
ei':les der wichtigsten Verkehrsprobleme ist, ob und wie es möglidt ist, den 
dntten Verkehrsträger zu diesem Ausgleichsprinzip heranzuziehen, z, B, den 
Güterfernverkehr zu veranlassen, die Einnahmen ungünstiger Verkehre des 
plaUen Landes in den bisherigen Güterfernverkehr, der einseitig nach dem 
g~oßen Verkehrsstrom und dem großen Verdienst orientiert war, einzufügen, 
em Problem, das nidtt weniger leicht ist als das weitere, einen fairen Wettbe~ 
werb des Kraftwagens der Bahn gegenüber sidterzuslellen und für beide die 
gleichen WeUbewerbsbedingungen zu schaffen. 
So sehr das gegenüber dem Bahnnetz fünfmal so große Straßennetz die framtliche 
Koordinierung von Kraftwagen und Schiene erschwert so erleidttert das weit~ 
maschige Wasserstraßennetz - seine Dichte beträgt ~och nicilt einmal 1/& der 
Eisenbabndichte - die frachtliche Koordinierung. Befaßt man sicil konkreter 
mit den Dingen, so wird map feststellen, daß es nur zahlenmäßig recht wenige 
Tarife sind, die im Wettbewerb Schiene-Wasserstraße. interessieren, wie es 
aum zahlenmäßig nur wenige Binnenumschlagstarife sind, die die Binnenschiff­
fahrt wünsdtt. 
Wenn die neue Ära der Koordinierung der Verkehrsträger durdt das neue 
Bundesverkehrsministerium von der Erkennlnis durchdrungen ist, daß der ge­
samte Vel"kehrsapparat als ein trotz aller Versdtiedenartigkeit der Glieder dodl. 
cinbeitliciler Organismus zu entwickeln ist, und wenn die Eisenbahntarifpolitik 

a) Vgl. "Eisenbahn und Binnens'chlffahrt .. In der Zeitschrift für Binnenschllfllhrl 32. J.ahr-
gang .1925, Sclte 288 11. ' 

u) Prof. Or. Piralh, Stutlgarl: Das Probtc~ der Zusammcnarbp.11 dllr Verkehumillet, Inler­
nationaills Archiv für Verkehrswesen, Vertajl" E. Schneider, Mainz 1949, Jahrg.e:njl" I, Heft 2. 
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der Vergangenheit von dem befreit i:t, was ~ur zu lei~t den. Eindruck. hervor­
rufen könnte, daß es sieh bei der Sehlffahrt mcht um eme gle~chb~.re~htlgte und. 
gerngesehene Schwester der Eisenbahn handele, sonde~ um ~me lashge Neben­
buhlerin, wird man sich bald die Frage vorJeg~n, ob meht die Bahn selbst un~ 
mit ihr die gesamte Volkswirtsmaft durch em t;ngere~ Zusammengt;hen mit 
der Wasserstraße besser gefahren wä~e. Das Opttmu,m I? der volkswlrlsmaf!­
lichen Auswirkung beider Verkehrsmittel kann nur m Ihrer Zusammenarbeit 
erreicht werden. 
Wenn dann von der Bahn behauptet wird, da,ß die Koordinieru.ng d~shalb 
schwierig sei, weil sie einen ungleichen Kampf führe,n m~sse, da d.le Sdtiffa:? rt 
den Pahrweg unentgeltlich benutzen dürfe, so. darf. Ich ~Ier auf die Brosch~re 
.Die Tarifpolitik der Deutsmen Reichsbahn - hmw~lsen, m ~er Prof. Most Sich 
mit diesem Problem auseinanderselzt und nachweist, daß hierdurch das Wett­
bewerbsverhältnis zwischen Eisenbahn und Schiffahrt nimt irgendwie wesent­
lich berührt wird. Hier möchte ich nur soviel bemerken. Bei dem Einwurf 
der Ba.hn wird der Eindruck erweckt, als ob es s ich bei den Fahrbahnaufwen­
dungen bei der Eisenbahn einerseits und bei .der Schiffa.h~t andererseits. um 
für die beide rseitigen Gesamtkosten zum mmdesten emlgermaßen gleiche 
Gewichte handele. Tatsächlich sind sie aber völlig unvergleichbar. Wenn man 
von den Milliardenbeträgen sprechen hört, die die Bahn für ihren Wi~derauf~au 
benötigt wird das sofort klar. Flußregulierungen und Kanalbauten dienen mchl 
nur derr: Verkehr, sondern noch ganz anderen Zwecken, wie insbesondere der 
Verhütung von Hochwasserschäden, Sdtaffung guter Vorflut, Entwässerung 
breite r Landstriche und sonstigen --Meliorationen, die weiten Kreisen zugute 
kommen und zu den allgemeinen Staatsaufgaben gehören. . In der historische!\,,_ 
Entwicklung ist die Verbesserung der ~~iffahrt verhältnismäßig ~.as Nt;benpro­
dukt gewesen. Nach der InternationahSlerung der deutschen Flusse smd uns 
überdies Unterhallungskosten, unter Umständen aum weitere Ausbaukosten au f­
erlegt, die wir unter allen Umständen dieser. internationalen Verträg~ w~gen 
tragen müssen. Geht die deutsche Sdliffahrt 1m Wettbewerb gegen .dle .~Ise':l­
bahn zurüdl, so haben wir die Bau- und Unterhaltungskosten allem fur die 
Fremden aufzubringen, die uns Qb dieses Schildbürgerstreiches noch auslachen 
werden.· tl) Es könnte dann nom bei der Einträglichkeit der Wnsserstraßen 
hingewiesen we rden auf ihre Erträge, die in der Hebung des Wohlst~ndes der 
Bevölkerung und der Steuerkraft des Landes be ruhen. Von den Emnahmen 
aus den Kanalabgaben will ich nidtt sprech.en, zumal die Beredttigung ihrer Er­
hebung mit Rücksicht auf die international festgelegte Abgabenfreiheit der 
Ströme und erst recht im Hinblid. au f die derzeitig ungünstigen Weltbewerbs­
bedingungen zwismen Schiene und Wasserweg von vielen Kreisen best!itten 
wird. 
Und was d ie Beförderungspflicht der Bahn angeht , so ist hier im Verhä lt~is z':Ir 
Schiffah rt festzuste llen - im Verhältnis zum Kraftwagen liegen auch hier die 
Dinge grundsätzlich anders -, daß die Freiheit in ?e~ Wahl. der Transporte in ~er 
Schiffa}ITt eine reidtlich platonisdte Angelegenheit 1St. Die Wasserstraßen smd 
zumeis t zweckgebunden, wie ihre Verkeh rsstruktur klar erkennen läßt. In dem 
vom Ruhrgebiel ausstrahlenden Wasserverk ehr muß z. B. die Schiffahrt Kohle 
fahren, weil andere tragende Güter überhaupt nidtt da sind. Die Kohle erwar tet 
/:luch, daß die -Schiffahrt ihr Raum zur Verfügung stellt, wenn sie ihn benötigt. 
Gerade die zurückliegenden J ahre, als es noch an Transportraum mangelte und 
mancher Sdtiffer gern andere Güter gefahren hätte, die es in den Inflations­
transporten gab und bei denen er vielleicht finanziell günstiger abgeschnitten 
hätte, haben dies gezeigt. Im Seehafenverkehr liegen die Verhältnisse nor­
malerweise n icht anders. 

tl) VgJ. "Eisenbahn und Binnenseb.iffahrt" in der Zeluchrl ll für Blnnenschlfflhrl. 32. Jahr­
gang 1925. Seite 318. 

Zur Verkeh rs lage auf den Wasserstraßc~ _ 201 

Ich habe hier nur von Problemen gesprochen, die sich aus der frachtlichen Koor­
dinierung der Hauptverkehrsträger ergeben. Die Notwendigkeit der Koordinie­
rung der Verkehrsträger erstreckt sich natürlich nicht nur auf das Tarifgebiet. 
Die Koordinierung in der Wiederherstellung, im Aufbau und im Ausbau des 
Verkehrsnetzes bei den einzelnen Verkehrsmitteln ist keine geringere Auf­
gabe der gegenwärtigen Verkehrspolitik. Wenn man von der Bahn hört, daß 
es sich bei den Unterhaltungs- und Erneuerungsrückständen, sowie den unmittel­
baren Kriegsschäde n um Objekte von mehreren Milliarden DM handelt, wird 
einem nicht nur die Größenordnung klar, sondern zugleich auch die Notwendig­
keit, die Entscheidung über solche Investitionen nur im Hinblick auf den ge­
samten Verkehrsapparat zu treffen. Es sind hier dann aber auch Fragen zu 
beantworten, wie z. B. die, ob der Bau von Großraumgüterwagen, den die Bahn 
z. Zt. plant und durchführt, nicht eine Fehlinvestition ist, die sich die verarmte 
deutsche Wirtschaft nicht leisten kann, zumal wenn man berücksidtligt, daß diese 
Großraumgüterwagen praktisch nur im Wettbewerb zur bzw. gegen die Wasser­
straße einsatzfähig sind und zudem dem Vernehmen nach von der verladenden 
Wirtsdtaft sogar abgelehnt bzw. hinsichtlim ihrer Einsatzfähigkeit s.ehr skep­
tisch beurteilt werden, nicht zuletzt wegen der hiermit verbundenen .zusätzlichen 
und m. E., audl volkswirtschaftlich nicht vertretbaren finanziellen Aufwendun­
gen für die Verlader bei ihren Verladeeinrichlungen. Bei volkswirtschaf1l idler 
Betrachtung müssen diese Zusatzkosten den Kosten der Großraumgüterwagen 
bzw. ihren Einsatzkosten zugerechnet werden. 
Wo Sie hinsehen, Qffene Probleme und dabei solche von weittragender Bedeu­
tung, die durch ihre wissenschaftliche Behandlung aus dem Meinungsstreit des 
Tages herausgehoben werden müssen, da sie nur von der höheren Warte des 
Gesamtwohls der Wirtschaft aus beantwortet werden können. Man kann daher 
der westfälischen Verwaltungsakademie und dem Institut für Verkehrswissen­
schaft an derwestfä li schen Landesuniversität nicht genug danken, daß sie diese 
verkehrswissenschaftliche Tagung veranstalten. 
Was wir brauchen, ist eine klar umrissene Verkehrspolitik. Dem Bundesver­
kehrsminister und den Verkehrsministern der Länder obliegen dabei Aufgaben 
v?n achtunggebietender Größe und gewichtigster Verantwortlichkeit. Hier ist 
die Stelle, von der aus die deutsche Wirtschaft in nidtt geringerem Maße als 
vom Wirtsmaftsministerium den entscheidenden Antrieb empfangen muß. 
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